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Geſetz⸗ Sammlung 
i fur die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


o. III. 


(No. 1998) Verordnung, betreffend das Verfahren bei freiwilligen Subhaſtationen. Vom 
aue bi, fe g 6. April 1839. 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. ꝛc. 


Da das bisherige Verfahren, wonach bei freiwilligen Subhaſtationen der 
Zuſchlag in Form eines, die Stelle des Kontrakts vertretenden, Adjudikations⸗ 
Erkenntniſſes erfolgt, der Natur eines gerichtlichen freiwilligen Verkaufes nicht 
entſpricht und zu Mißdeutungen Veranlaſſung giebt, ſo haben Wir fuͤr alle Pro⸗ 
vinzen Unſerer Monarchie, in welchen die Allgemeine Gerichtsordnung Geſetzes⸗ 
kraft hat, auf den Antrag Unſerer Juſtizminiſter und nach dem Gutachten einer 
von ai aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion verordnet, 
was folgt: f 


F. 1. 

Bei freiwilligen Subhaſtationen findet die Abfaſſung eines Zuſchlagbeſchei⸗ 

des oder Adjudikationserkenntniſſes nicht weiter ſtatt. 
$. 2. 

Das Gericht hat, wenn die Einwilligung der Betheiligten in den Zuſchlag 
erfolgt, oder vorſchriftsmaͤßig ergänzt worden iſt (. 71. und 74. Nr. 2 Titel 52. 
der Prozeß⸗Ordnung), die Lizitationsverhandlungen eben ſo, wie bei Vertraͤgen, 
welche nothwendig einer Aufnahme und Vollziehung vor dem Richter der Sache 
beduͤrfen, unter Beifuͤgung der Kaufbedingungen und der Urkunde uͤber die er⸗ 
folgte oder ergänzte Zuſtimmung der Betheiligten in beglaubter Form auszufer⸗ 
tigen. Dieſe Ausfertigung vertritt die Stelle des Kaufkontrakts. 

Die Vorſchrift des $. 361. des Allgemeinen Landrechts Theil J. Titel 11. 
wird aufgehoben. 
$. 3. 

Geht die freiwillige Subhaſtation in eine nothwendige über, fo verbleibt 

es bei den Beſtimmungen im $. 73. Titel 52. der Prozeß⸗Ordnung. 


§. 4. 
In ſoweit nicht vorſtehend ein Anderes feſtgeſetzt iſt, behaͤlt es in Anſe⸗ 
hung der freiwilligen Subhaſtationen bei den beſtehenden geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten fein Bewenden. i 
(No. 19081909.) Jahrgang 1839 T S. 5. 


(Ausgegeben zu Berlin den 29. April 1839.) 
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F. 5. 
„ Unſer Juſtizminiſter hat die Gerichte mit einer Inſtruktion uͤber das von 
. > An Aeg nen zu beobachtende Verfahren zu verfehen. s 
1 as Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
Zu tem Koͤniglichen Inſiegel. ö 
Gegeben Berlin, den 6. April 1839. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. 
i Beglaubigt: 
Duͤes berg. 


— Ü—— . . . 


N. 1999. Deklaration der Verordnung vom 14. Dezember 1833. über das Rechtsmittel 
a gu 14204/8702 der Reviſion und der Nichtigkeitsbeſchwerde. Vom 6. April 1839. 


2 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben Uns auf den Antrag Unſerer Juſtizminiſter und nach erfordertem Gut⸗ 
achten einer von Uns aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion 
bewogen gefunden, zur Ergaͤnzung Unſerer Verordnung vom 14. Dezember 
1833 uͤber das Rechtsmittel der Reviſion und der Nichtigkeitsbeſchwerde, ſowie 
zur Erledigung entſtandener Bedenken zu verordnen, was folgt: ’ 


Artikel 1. 
* (Zu den $$. 4., 7. und 8. der Verordnung.) 
Si Von dem Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde find ausgeſchloſſen: 


1) diejenigen Kontumazialerkenntniſſe oder Reſolutionen, gegen welche das 
Rechtsmittel der Reſtitution nach den Vorſchriften des Abſchnitts 3. Ti⸗ 
tel 14. der Prozeßordnung zulaͤſſig iſt; i 
3 2) alle Prozeſſe der Ober⸗ und Untergerichte, deren Gegenſtand nach Gelde 
8 | zu ſchaͤtzen iſt und funfzig Thaler nicht uͤberſteigt (Bagatellſachen). 
. In dieſen Bagatellſachen (Nr. 2) findet fortan keine Appellation, ſon⸗ 
5 es g. 77,?727.3 dern, außer dem Rechtsmittel der Reſtitution gegen Kontumazialentſcheidungen, 
g nur der Rekurs an die hoͤhere Inſtanz, bei Untergerichten an das vorgeſetzte 
Obergericht, ſowohl gegen Erkenntniſſe, als gegen Agnitions⸗ und Ne 
reſolutionen nach den Beſtimmungen der Prozeßordnung Titel 26. §. 18., Un⸗ 
erer Order vom 8. Auguſt 1832. (Geſetzſammlung S. 199.) und der Verord⸗ 
nung vom 5. Mai 1838. ($$. 7. und 10. Geſetzſammlung S. 273.) ſtatt. — 
Dieſer Rekurs wird aber dahin erweitert, daß er nicht bloß alsdann, wenn ge⸗ 
0 1 Rechte geſprochen iſt, ſondern überhaupt in allen den Faͤllen zulaͤſſig 
ein ſoll, a N 8 
n wenn 
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wenn das Urtheil einen Rechtsgrundſatz verletzt, er möge auf einer aus⸗ 
druͤcklichen Vorſchrift des Geſetzes beruhen, oder aus dem Sinne und 
Zuſammenhange der Geſetze hervorgehn; oder wenn daſſelbe einen ſolchen 
Grundſatz in Fällen, wofür er nicht beſtimmt tft, in Anwendung bringt. 

3) Die Entſcheidungen uͤber den Koſtenpunkt, gegen welche die Nichtigkeits⸗ 
1 0 nur in Verbindung mit der Hauptſache angebracht werden 
ann. — 

Wegen unrichtiger Entſcheidung des Koſtenpunktes findet, wenn in der 
Hauptſache kein Rechtsmittel zulaͤſſig iſt oder eingelegt wird, gegen Erkenntniſſe 
erſter, nicht aber gegen Erkenntniſſe zweiter Inſtanz der Rekurs ſtatt, und kommt 
hierbei das unter 2. vorgeſchriebene Verfahren in Anwendung. 

4) Die Injurienſachen, in welchen nur die Rechtsmittel nach §. 217. und 
folgenden des Anhangs zur Prozeßordnung zulaͤſſig ſind. 


Ar t ik l 2. eee. . 2.1 FR. a 558 Sg > 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen Adjudikationserkenntniſſe in nothwendi⸗ 

gen Subhaſtationsſachen ſteht zu: 

a) dem Bieter, welcher den Zuſchlag für ſich verlangt hat und behauptet, 

daß ihm und nicht dem Adjudikatar das Grundſtuͤck haͤtte zugeſchlagen 
werden muͤſſen; 

b) dem Adjudikatar, wenn er behauptet, daß ihm der Zuſchlag nicht oder 
unter anderen, als den im Adjudikationserkenntniſſe aufgenommenen Bes 
dingungen haͤtte ertheilt werden ſollen; 

e) jedem dritten Subhaſtationsintereſſenten (. 7. und 9. der Verordnung 

vom 4. März 1834. Geſetzſammlung S. 39.) ſowohl wegen der in der 
Verordnung vom 14. Dezember 1833. und in der gegenwartigen Decla \ 

ration aufgeſtellten Nichtigkeitsgruͤnde, als auch wegen ſolcher Mängel 

des Verfahrens, die nach den Beſtimmungen der $%. 347. und folgen⸗ 

den, Titel 11. Theil I. des Allgemeinen Lauͤdrechts und $. 4. der Ver⸗ 

ordnung vom 2. Dezember 1837. (Geſetzſammlung Seite 219.) für 

eine Verabſaͤumung weſentlicher Foͤrmlichkeiten zu achten find. Die bis⸗ 

her nach $. 350. und folgenden am angefühkten Orte des Allgemeinen 

Landrechts zulaͤſſig geweſene Klage auf Widerruf des Zuſchlags faͤllt da⸗ 

gegen hinweg. f 2 

Als Imploraten Behufs der Beantwortung der Nichtigkeitsbeſchwerde 
ſind zuzuziehen und dabei als Litiskonſorten zu betrachten alle diejenigen, welche 
nach Lage der Sache ein Intereſſe haben, daß der angefochtene Zuſchlag oder 
die angefochtenen Bedingungen deſſelben aufrecht erhalten 


Artikel 3. 


(Zu $. 5. der Verordnung.) 
Zu den Faͤllen einer Verletzung weſentlicher Prozeßvorſchriften, welche 
die Nichtigkeitsbeſchwerde begründen, ſoll auch gezählt werden: 5 
1) wenn der Implorant über eine der Entſcheidung zum Grunde gelegte “ 4 Se. 
Thatſache oder über einen zum Grunde gelegten Rechtseinwand, worüber „o, 


er hätte gehört werden ſollen, nicht gehört au iſt; 
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dee ee debe eee af cc Y) wenn ein rechtzeitig angebrachtes, geſetzlich zufäffiges Rechtsmittel zuruͤck⸗ 
e 4 bee ce 9-9, gewieſen, oder ein geſetzlich unſtatthaftes Rechtsmittel zugelaſſen worden iſt; 
A, le lege, ler lege ee, 8) wenn der Richter ein geſetzlich begruͤndetes Perhorreszenzgeſuch nicht beach⸗ 
Sa . gelte ee, , Arc Ms ac tet hat. 5 e 2 
VVL einen Perhorreszenzgrund ſoll kuͤnftig auch der Umſtand gelten, 
. , e, e wenn der Richter an der Einleitung oder dem Betriebe eines Prozeſſes 
8 als Mitglied einer Vormundſchafts⸗ oder Lehnsbehoͤrde oder als Kurator 
8 3/5 einer Kaffe Theil genommen hat; i 

ezeee, x rte, 876,0 4) wenn der in Bezug auf eine erhebliche Thatſache (F. 5. Nr. 10. a. 
, les e, geche, bare. age, ae. der Verordnung) aufgenommene oder vorgeſchlagene Beweis, welcher 
e, ee, 4.90 aer eine entgegengeſetzte Entſcheidung begruͤndet haben wuͤrde oder wuͤrde be⸗ 
„ gruͤnden koͤnnen, in den Urtheilsgruͤnden gar nicht erwaͤhnt iſt; und 

* 5) wenn die in der Prozeß⸗Ordnung Titel 13. F. 10. Nr. 1. bis 9. bezeich⸗ 
1 neten Beweismittel zur Begruͤndung eines vollſtaͤndigen Beweiſes nicht 
* fuͤr genuͤgend angenommen, und die Gruͤnde hiervon in dem Urtheil nicht 
angefuͤhrt worden ſind. . 


N 15 . See, . N Sale, 


Artikel 4. 


(Zu $. 9. der Verordnung.) 

Treffen in einem Prozeſſe uͤber mehrere aus einem und demſelben 
Geſchaͤfte hervorgegangene Streitpunkte oder auch bei einem und demſel⸗ 
ben Streitpunkte die beiden Rechtsmittel der Reviſion und der Nichtigkeits⸗ 
Beſchwerde, es ſei von Seiten verſchiedener Parteien oder von Seiten einer 
Partei allein, in der Art zuſammen, daß bei einem oder mehreren Streitpunk⸗ 
ten fuͤr ſich betrachtet nach den beſtehenden Vorſchriften die Reviſion, bei eben 
demſelben oder bei andern Streitpunkten aber die Nichtigkeitsbeſchwerde Statt 
finden wuͤrde, ſo zieht in allen dieſen Faͤllen die Reviſion die Nichtigkeitsbeſchwerde 
nach ſich. Letztere iſt alsdann in gleicher Art, wie unter Nr. 2. des $. 9. der 
Verordnung fuͤr den Fall des Zuſammentreffens der Appellation und der Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde vorgeſchrieben worden iſt, als eine eigentliche Reviſion zu be⸗ 
handeln, und in der Sache nach den für die Reviſion beſtimmten Grundfägen, 
auch hinſichtlich der in den vorigen Inſtanzen gleichfoͤrmig entſchiedenen Streit⸗ 
Punkte, zu erkennen. Es vertritt die Nichtigkeitsbeſchwerdeſchrift in dieſem Falle 
die Stelle eines Reviſionsberichts. Wird jedoch im Fortgange der Sache die 
anfaͤnglich eingelegte Reviſion wieder zuruͤckgenommen, und faͤllt ſonach der Grund 
der Kumulation hinweg, ſo iſt alsdann die eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde auch 
nur als ſolche zu behandeln. Bo 

Treffen die Rechtsmittel des Rekurſes und der Nichtigkeitsbeſchwerde in 
einem Prozeſſe zuſammen, ſo zieht in gleicher Weiſe das Rechtsmittel der Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde den Rekurs nach ſich, fo daß das Geheime Dber-Tribunal über 

beide erkennt. * 
f Artikel 5. 


5 5 (Zu $. 10, der Verordnung) 
Die dem Verurtheilten beigelegte Befugniß, ſich bei Einlegung der Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde durch gerichtliche Depoſition oder Kautionsbeſtellung vor 55 
8 8 wirk⸗ 
8 
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wirklichen Vollſtreckung des angefochtenen Erkenntniſſes zu ſchuͤtzen, findet nicht 
Statt, wenn auf Entrichtung laufender Alimente erkannt worden, oder wenn ſonſt 
nach den Vorſchriften der Prozeßordnung ein Erkenntniß, des eingelegten ordent⸗ 
lichen Rechtsmittels ungeachtet, vollſtreckbar iſt. Auch die Aufhebung eines Ar⸗ 
reſtes, auf welche in dem angefochtenen Urtheile erkannt iſt, wird durch die Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde nicht aufgehalten. 

Iſt die Vollſtreckung des angefochtenen Erkenntniſſes von der Ableiſtung 
eines Eides abhaͤngig, ſo darf dieſe, wenn der Eid ein angetragener oder zuruͤck⸗ 
geſchobener iſt, durch Einlegung der Nichtigkeitsbeſchwerde nicht aufgehalten wer⸗ 
den. Iſt auf einen nothwendigen Eid erkannt worden, ſo bleibt die Abnahme 
deſſelben bis zur Entſcheidung uͤber die Nichtigkeitsbeſchwerde ausgeſetzt. Es 
muß aber derjenige, welcher im Falle der Ausſchwoͤrung eines dem Gegen⸗ 
theil auferlegten Eides etwas zu zahlen und ſonſt zu leiſten hat, auf deſſen Anz 
trag, in ſofern dieſer ſich zur Ableiſtung des Eides ausdruͤcklich bereit erklaͤrt, 
den ſtreitigen Gegenſtand nach Vorſchrift des $. 10. der Verordnung deponiren 
oder dafür Kaution beſtellen, und wenn es auf Entrichtung laufender Alimente 
ankommt, dieſe zahlen. Daſſelbe tritt jederzeit ein, wenn der Implorant faͤr den 
Fall der PNichtableiſtung eines nothwendigen Eides verurtheilt worden iſt. 


Artikel 6. 


Die 9. 11. bis 14. der Verordnung werden hierdurch aufgehoben; an 
deren Stelle treten die Vorſchriften der nachfolgenden Artikel 7-10. 


Artikel 7. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde muß ſtets ſchriftlich eingereicht, und die Be⸗ 
ſchwerdeſchrift von einem Juſtizkommiſſar oder an deſſen Stelle von einem der 
Partei beigeordneten rechtsverſtaͤndigen, d. h. zum Richteramte befaͤhigten Aſſi⸗ 
ſtenten unterzeichnet werden. N 5 

Die ſchriftliche Einreichung ohne Zuziehung eines Juſtizkommiſſarius iſt 
nur den offentlichen Behoͤrden und ſolchen Privatperſonen geſtattet, welche ſelbſt 
zu den Rechtsverſtaͤndigen gehören. f 

Der Juſtizkommiſſarius muß ſich, wenn er die Partei nicht ſchon in er⸗ 
ſter oder zweiter Inſtanz vertreten, oder dieſe die Nichtigkeitsbeſchwerde nicht 
felbft mit unterſchrieben hat, durch eine Vollmacht oder ein Schreiben legitimi⸗ 
ren, und iſt, wenn dies nicht ſpaͤteſtens bis zum Ablauf der dazu im Urtheil 
feſtzuſetzenden Friſt geſchieht, in Stelle der Partei fuͤr alle Schaͤden und Koſten 
perſoͤnlich verhaftet. 1 
\ Artikel 8. 

Die Zulaſſung des Rechtsmittels findet nur Statt, wenn die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde innerhalb der angeordneten Friſt und in der vorgeſchriebenen Form 
angebracht iſt, die Beſchwerdepunkte, ſo wie die geſetzlichen Vorſchriften, oder 
den Rechtsgrundſatz, deren Verletzung behauptet wird, beſtimmt angiebt, und ſo⸗ 
fern die Beſchwerde auf den §. 5. Nr. 10. Buchſtabe a und b der Verordnung 
vom 14. Dezember 1833. und den Artikel 3. Nr. 4. der gegenwaͤrtigen Dekla⸗ 
ration gegründet iſt, die betreffenden Verhandlungen oder Schriftſtuͤcke genau 

(No. 1999.) bezeich⸗ 
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bezeichnet. Eine bloße Anmeldung des Rechtsmittels genuͤgt zu deſſen Bewah⸗ 
rung nicht. N 
Artikel 9. 


Dem Imploranten ſteht frei, die nach Artikel 8. angegebenen Beſchwer⸗ 
depunkte oder Nichtigkeitsgruͤnde in einer nachtraͤglichen Schrift näher auszu⸗ 
führen und zu rechtfertigen. Dieſe Schrift muß aber, ohne daß es dazu einer 
Aufforderung bedarf, innerhalb 14 Tagen nach Einreichung der Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde bei dem Gericht eingereicht werden, widrigenfalls darauf keine Ruͤck⸗ 
ſicht genommen wird. Eine Verlaͤngerung dieſer Friſt findet nicht ſtatt. 


Artikel 10. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde wird dem Imploraten zur Beantwortung 
binnen der fuͤr die Einreichung vorgeſchriebenen Friſt mit der Warnung ab⸗ 
ſchriftlich mitgetheilt, daß, wenn die Beantwortung nicht binnen dieſer Friſt ein⸗ 
gehen ſollte, angenommen werden wuͤrde, er begebe ſich der Erwiederung und 
raͤume die angefuͤhrten Thatſachen ein. Die Gegenausfuͤhrung auf eine nach⸗ 
traͤgliche Rechtfertigungsſchrift (Artikel 9.) muß ebenfalls innerhalb der vorſte⸗ 
henden Friſt erfolgen. War dem Imploraten bei Beantwortung der Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerden die nachträgliche Rechtfertigungsſchrift noch nicht zugeftellt, ſo 
muß auf den Eingang der Gegenausfuͤhrung bis zum Ablaufe jener Friſt ge⸗ 
wartet werden. 5 == 

Die Beantwortung der Nichtigkeitsbeſchwerde iſt an keine befondere 


Form gebunden. 
b Artikel 11. 


(Zu $. 17. der Verordnung.) 
/ Wird die Nichtigkeitsbeſchwerde zwar gegründet, das angefochtene Erkennt⸗ 
niß ſelbſt aber aus andern Gründen gerechtfertigt befunden und deshalb auf⸗ 
recht erhalten, ſo ſind die Koſten des Nichtigkeitsverfahrens zu kompenſiren, 
hiervon aber die auf den Antheil des Imploraten fallenden gerichtlichen Koſten 
niederzuſchlagen. | 

Die Beſtimmung des F. 9. Titel 24. der Prozeßordnung über die Voll⸗ 
ſtreckung eines Judikats fuͤr den Fall, wenn ein Dritter die ſtreitige Sache 
waͤhrend des Prozeſſes an ſich gebracht hat, findet auch alsdann Anwendung, 
wenn in Folge der Vernichtung des angefochtenen Erkenntniſſes die Erſtattung 
des Geleiſteten verordnet wird. 

Wird in Folge der ausgeſprochenen Vernichtung die Sache zum Behuf 
einer neuen Ausmittelung in die untern Inſtanzen zuruͤckgewieſen, ſo haben die 
Gerichte bei dem Verfahren und bei der anderweiten Entſcheidung ſich nach 
den durch das Erkenntniß des Geheimen Ober-Tribunals feſtgeſtellten Rechts⸗ 
grundſaͤtzen und Normen zu achten. 

Kommt es außer den Faͤllen des $. 5. No. I., 5. und 6. der Verord⸗ 
nung noch auf eine an ſich zulaͤſſige Vervollſtaͤndigung der Nichtigkeitsbeſchwerde 
und naͤhere Vernehmung der Parteien an, ſo wird dieſe ebenſo, wie in jenen 
Faͤllen, durch ein Reſolut vor der Entſcheidung uͤber die Nichtigkeitsbeſchwerde 
angeordnet. f 5 5 

g rti⸗ 
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Artikel 12. 
(Zu F. 20. der Verordnung.) 

Die Gebühren der Mandatare koͤnnen nach Umſtaͤnden auf einen gerin⸗ 
gern Betrag, als die Haͤlfte der angeſetzten Gerichtskoſten, beſtimmt werden. 
Die Mandatarien find ihrer Gebühren ganz verluſtig zu erklaren, wenn fie eine 
offenbar grundloſe Nichtigkeitsbeſchwerde angebracht und verfolgt haben, ohne 
zu den Akten den Nachweis zu bringen, daß ſie das Rechtsmittel auf ausdruͤck⸗ 
liches Verlangen der Partei gegen ihre eigene Anſicht eingelegt haben. — Es 
iſt hieruͤber im Erkenntniß das Erforderliche feſtzuſetzen. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
Artikel 13. 
(Zu den $$. 21. und 22. der Verordnung.) 


Außer dem landesherrlichen Fiskus wird auch für Die Land⸗ und Stadt⸗ 
gemeinden, privilegirten Korporationen und unter Vormundſchaft ſtehenden Per⸗ 
fonen, fo wie für diejenigen, welchen die Rechte der Minderjaͤhrigen zuſtehen, 
die ſechswoͤchentliche Friſt zur Einlegung des Rechtsmittels der Appellation, der 
Reviſion, des Rekurſes und der Nichtigkeitsbeſchwerde verdoppelt; dagegen wird 
aber die Berufung auf die Rechtswohlthat der Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen die verabſaͤumte Friſt 

$. 16. Titel 16. der Prozeß⸗Ordnung, 
$. 174 Titel 14. Theil I. des Allgemeinen Landrechts, 
weder dem Fiskus noch vorſtehend genannten Perſonen ferner geſtattet. 


f N Artikel 14. 
In folgenden ſchleunigen Prozeßarten: 
a) im Wechſelprozeß, ö f 
b) in Arreſtſachen, die nicht mit der Hauptſache zugleich verhandelt werden 
(Prozeß⸗Ordnung Titel 29. $$. 63. bis 73.) 
e) 15 en Merkantils Prozeß (Prozeß⸗Ordnung Titel 30. 9% 9. 
is 47.) 5 
d) in Bauſachen, wenn von einem ſchon wirklich angefangenen Bau die / Saber, 720. 
Rede iſt, deſſen Fortſetzung oder Kaſſirung von dem Ausfalle des Pro⸗ 
g zeſſes abhängt (Prozeßordnung Titel 42. 00. 34. bis 41.) 
werden zur Einlegung der ordentlichen Rechtsmittel die in der Prozeß⸗Ordnung 
angeordneten kuͤrzeren Friſten, mit Ausſchließung der im $. 34. Titel 14. Theil J. 
daſelbſt geſtatteten Reſtitution, wiederhergeſtellt, und dieſe Friſten auch fuͤr die 
Einlegung der außerordentlichen Rechtsmittel des Rekurſes und der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde einſchließlich deren Rechtfertigung, in der Art beſtimmt, daß, wenn eines 
dieſer außerordentlichen Rechtsmittel gegen eine Entſcheidung erſter Inſtanz oder 
in einer Arreſtſache eingelegt wird, die fuͤr die Appellation, ſonſt aber die für die 
Kevifion angeordnete Friſt eintritt. — Dieſelben Friſten finden fuͤr die Beant⸗ 
wortung der Nekurs⸗ oder Nichtigkeitsbeſchwerde ſtatt. 


. 


Artikel 15. 
Die Vorſchrift des §. 40. Titel 2. Abſchnitt 1. der Verordnung vo 
Juni 
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1. Juni 1833. (Geſetzſammlung Seite 37.) wonach bei Gerichten, welche ein 
Kollegium bilden, das Rechtsmittel der Appellation im ſummariſchen Prozeſſe 
nur dann ſtattfindet, wenn der Gegenſtand der Beſchwerde uͤber funfzig Thaler 
beträgt, wird bei jenen Gerichten auf alle Arten von Civil-Prozeſſen aus⸗ 


gedehnt. 
Artikel 16. f 

Eine Partei, welche daruͤber zweifelhaft iſt, welches von mehreren Rechts⸗ 
mitteln in einem vorliegenden Falle ſtattfinde, ſoll befugt ſeyn, zur Wahrung 
ihrer Rechte die mehreren Rechtsmittel gleichzeitig, unter Beobachtung der fuͤr 
jedes derſelben vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten, einzulegen. f 

Der Richter, welchem die Verfuͤgung auf die angebrachten Rechtsmittel 
zuſteht, hat darüber einen vorläufigen Beſchluß abzufaſſen; er verfüge nur die 
Inſtruktion des von ihm für zulaͤſſig erachteten Rechtsmittels und fest die Eins 
leitung des anderen aus, deſſen Einlegung alsdann auf die Vollſtreckbarkeit des 
Erkenntniſſes ohne Einfluß bleibt. 
i Dem erkennenden Richter ſteht jedoch die definitive Beſtimmung daruͤber 
zu, welches Rechtsmittel das zulaͤſſige iſt. Iſt er einer andern Anſicht als der 
prozeßleitende Richter, ſo verordnet er durch ein Reſolut die Einleitung des von 
dem letzteren ausgeſetzten Rechtsmittels, welches dann aufzunehmen und zu in⸗ 


ſtruiren iſt. 
Artikel 17. ö | 
Steht dem Richter in einer Prozeßſache eines der im $. 5. Nr. 5., 6. 
und 7. der Verordnung vom 14. Dezember 1833. bezeichneten Verhaͤltniſſe ent⸗ 
gegen, ſo muß er ſich unter allen Umſtaͤnden, bei anderen Perhorreszenzgruͤnden 
(Artikel 3. Nr. 3.) aber nur alsdann der Entfheidung enthalten, wenn die Par⸗ 
tei darauf antraͤgt. Es ſoll ihm jedoch in dieſem letzteren Falle auch die Be⸗ 
fugniß zuſtehen, die Theilnahme an der Entſcheidung ſelbſt abzulehnen. 
Fur alle dieſe Faͤlle hat der Juſtizminiſter die Gerichte im Voraus zu 
beſtimmen oder durch die vorgeſetzten Obergerichte beſtimmen zu laſſen, welche 
an die Stelle des an ſich kompetenten Richters treten ſollen und das Erkennt⸗ 
niß abzufaſſen haben. 
Artikel 18. | 


Zur richtigen und gleichmaͤßigen Anwendung Unſerer Verordnung vom 
14. Dezember 1833. und der gegenwaͤrtigen Deklaration hat Unſer Juſtizmini⸗ 
ſter eine beſondere Inſtruktion für die Gerichtsbehoͤrden und Anwalte zu erlaſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 6. April 1839. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Sch. v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. 
a Beglaubigt: 
Duͤesberg. 


In⸗ 


ee 


Seeewrtioh 


zur Ausführung der Verordnung uͤber das Rechtsmittel der Revi⸗ 
ſion und der Nichtigkeitsbeſchwerde vom 14. Dezember 1833. 
i D. d. den 7. April 1839. | 


Di Verordnung vom 14. Dezember 1833. uͤber das Rechtsmittel der Re⸗ 
viſion und der Nichtigkeitsbeſchwerde enthaͤlt Beſtimmungen, welche die fruͤhe⸗ 
ren Prozeßvorſchriften weſentlich abgeaͤndert haben. 

Die folgerechte Durchfuͤhrung dieſer neuen Beſtimmungen, die dadurch 
hervorgerufene Verſchiedenheit der Anſichten und eine mehrjaͤhrige Erfahrung 
haben nicht nur die Nothwendigkeit einer Deklaration und Ergaͤnzung jener 
Verordnung, ſondern auch das Beduͤrfniß einer umfaſſenden Inſtruktion für 
die Gerichte und Anwalte dargethan. N 

Die Deklaration iſt am 6ten d. M. von des Könige Majeſtaͤt vollzo⸗ 
gen worden. 

Dem Beduͤrfniß der Inſtruktion ſoll auf Grund der im Artikel 18. der 
Deklaration dem Juſtiz⸗Miniſter Allerhoͤchſt ertheilten Autorifation in der nach⸗ 
ſtehenden Weiſe genuͤgt werden. 

Es wird demgemaͤß in Uebereinſtimmung mit den Anſichten der zur Be⸗ 
rathung der erwähnten Deklaration Allerhoͤchſt ernannten Kommiſſion ſaͤmmt⸗ 
lichen Gerichten und den dabei angeftellten Juſtiz⸗Kommiſſarien in den Landes⸗ 
theilen, in denen die Verordnung vom 14. Dezember 1833. Geſetzeskraft hat, 


Folgendes eroͤffnet: a 

= um F. 1. der Verordnung. 

1. Unter Standesverhältniffen find hier außer den „Fami⸗ 
lienverhaͤltniſſen“ nur ſolche perſoͤnliche Zuſtaͤnde zu verſtehen, 
welche, an und fuͤr ſich betrachtet, Gegenſtand einer privatrecht⸗ 
lichen Entſcheidung fein konnen. 

. Es gehoͤren hierher Streitigkeiten: 

a) über Wahn⸗ und Bloͤdſinnigkeits⸗ und Prodigalitaͤts⸗Erklaͤrungen inſo⸗ 
weit das Rechtsmittel der Reviſion hierbei nicht ſchon durch die Vor⸗ 
ſchriften der Allg. Gerichts Ordnung (H. 8. 28. 29. 43. und 44. Tit. 
38. Thl. 1.) ausgeſchloſſen wird, f 

b) über Todeserklaͤrungen, inſofern ſolche kontradiktoriſch verhandelt wer⸗ 
den und dann zur Ergreifung des Rechtsmittels der Appellation und 
Reviſion Anlaß geben koͤnnen, 

c) über die Annahme an Kindesſtatt, b f 

ch uͤber die Rechtmaͤßigkeit der Kinder in den Faͤllen des Abſchnitts I. Ti⸗ 

tel 2. Thl. II. des Allg. Landrecht, ö 

e) über die Beilegung der Rechte der ehelichen Geburt in den Faͤllen der 
F. 592. bis 600. ebendaſelbſt, et i i 

1) über die Beilegung der Rechte einer geſchiedenen, fuͤr den unſchuldigen 
Theil erklärten Ehefrau in den Faͤllen der $$. 1035. bis 1037., der 1 
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1042. bis 1049., der $$. 1055. bis 1057, Titel 1. Thl. II. des Allg. 

Landrechts. 
8 Bei der Beſtimmung des $. 1. der Verordnung iſt nicht die Abſicht 
dahin gegangen, dem Ausdruck: „Familien- oder Standesverhaͤltniſſe“ die Aus⸗ 
dehnung zu geben, welche aus der im $. 6. Tit. 1. Thl. II. des Allg. Landr. ent⸗ 
haltenen allgemeinen Definition von „Stand“ abzuleiten ſein moͤchte. Insbe⸗ 
ſondere koͤnnen diejenigen Standesverhaͤltniſſe, welche hauptſaͤchlich eine ſtaats⸗ 
rechtliche Bedeutung haben, z. B. ob Jemand von Adel, Mitglied einer Stadt⸗ 
gemeinde u. ſ. w. ſei? an und für ſich kein Gegenſtand eines Rechtsſtreites fein, 
vielmehr nur im Verwaltungswege oder durch Allerhoͤchſte Entſcheidung Seiner 
Majeftät feſtgeſtellt werden. 


2. Familien⸗ oder Standesverhaͤltniſſe, Ehrenrechte, Ehege— 
loͤbniſſe oder Eheſachen koͤnnen nur alsdann Gegenſtand einer Revi⸗ 
ſionsbeſchwerde ſein, wenn hieruͤber in der Urtelsformel ſelbſt eine 
dispoſitive Beſtimmung ausgeſprochen iſt. 

JIſt z. B. durch zwei gleichlautende Erkenntniſſe Jemand mit dem 
Inteſtat⸗Erbrecht, welches er auf einem beſtimmten Verwandtſchaftsgrad ftüßt, 
abgewieſen, oder als Kirchenpatron zur Lieferung der Baumaterialien fuͤr die 
Pfarrgebaͤude verurtheilt worden, ohne daß uͤber das Verwandtſchaftsverhaͤltniß 
oder das Patronatsrecht ſelbſt erkannt worden iſt, ſo findet das Rechtsmittel 
der Reviſion nicht ſtatt. In ſolchen Faͤllen iſt bloß über Vermoͤgensrechte ent⸗ 
ſchieden; eine dagegen erhobene Reviſlonsbeſchwerde kann daher auch nur das 
Vermoͤgen betreffen. Darauf, ob die Ausmittelung des Verwandiſchafts⸗ oder 
Patronatsverhaͤltniſſes während des Rechtsſtreites erfolgt iſt, und das Reſultat 
eich einen Grund fuͤr die Entſcheidung des Richters dargeboten hat, kommt 
es nicht an. N 


3. Wenn in Eheſcheidungs ſachen der auf Trennung der Ehe 
lautende Theil des Erkenntniſſes rechtskraͤftig geworden iſt und 
der Gegenſtand der Beſchwerde darin beſteht, „wer von den Ehe⸗ 
leuten und in welchem Maße fuͤr den ſchuldigen Theil zu erachten 
fer", fo findet die Reviſion ſtatt. Beſchraͤnkt ſich aber der Antrag 
des Revidenten auf die erfolgte oder unterbliebene Zuerkennung 
einer Eheſcheidungsſtrafe oder den Betrag derſelben, ſo iſt die Re⸗ 
vifionsfähigfeit nach dem §. 2. der Verordnung zu beurtheilen. 

Denn es hat die Frage, ob und inwiefern einer der geſchiedenen Ehe⸗ 
gatten für den ſchuldigen Theil zu achten ſei, nicht allein auf die Vermoͤgens⸗ 
verhältniffe Einfluß, ſondern es find davon auch der Stand und Name der 
Ehefrau und das Recht auf Erziehung der Kinder und andere rechtliche Folgen 
abhängig. (5. 738 bis 742. 766. ff. Titel 1., $9. 92. ff. Titel 2. Thl. II. 
Allg. Landrecht.) 5 | 
„ Dieſelben Grundſaͤtze entſcheiden über die Nevifionsfähigkeit, wenn Ehe⸗ 
ſcheidungs⸗ und Sponſalien⸗Prozeſſe von den Erben des einen oder andern 
Theils fortgeſetzt werden. = 


Zum §. 2. f 
4. Die Verſchiedenheit des Inhalts der beiden 9 0 Er⸗ 
5 5 5 ennt⸗ 


„ 


kenntniſſe wird nur inſoweit beruͤckſichtigt, als fie bei dem Gegen— 
ſtande der Reviſionsbeſchwerde beſteht. 

Das Geſetz laͤßt bei Gegenſtaͤnden, welche bloß das Vermoͤgen betreffen, 
die Reviſion nur alsdann zu, wenn die beiden erſten Erkenntniſſe ganz oder zum 
Theil verſchiedenen Inhalts find und zugleich der, dieſer Verſchiedenheit unter⸗ 
liegende Gegenſtand der Beſchwerde uͤber 500 Thaler betraͤgt, oder in Gelde 
nicht abzuſchaͤtzen iſt. n 0 

Hieraus ergiebt ſich, daß die Beſchwerde die von einander abweichenden 
Beſtimmungen beider Erkenntniſſe, nicht aber den Theil derſelben betreffen muß, 
in dem ſie beide uͤbereinſtimmen. Wenn daher z. B. der Klaͤger in der erſten 
Inſtanz voͤllig, in der zweiten theilweiſe abgewieſen, oder wenn er in der erſten 
Inſtanz unbedingt abgewieſen worden, in der zweiten aber ihm oder dem Ver⸗ 
klagten ein Eid auferlegt wird, von deſſen Ableiſtung oder Nichtableiſtung die 
Beſtaͤtigung des erſten Erkenntniſſes, im entgegengeſetzten Falle aber eine Ab⸗ 
aͤnderung zu ſeinen Gunſten abhaͤngig iſt, ſo kann der Klaͤger nicht zur Re⸗ 
viſion verſtattet werden, weil in beiden Faͤllen die Beſchwerde gegen das zweite 
Erkenntniß nicht darauf gerichtet werden kann, daß daſſelbe guͤnſtiger fuͤr ihn 
ausgefallen ſei, ſondern nur denjenigen Theil der Entſcheidung zum Gegenſtande 
haben koͤnnte, den ihm weder das erſte noch das zweite Erkenntniß zugeſprochen 
haben, worin alſo beide uͤbereinſtimmen. Eben fo iſt die Reviſton unzulaͤſſig, 
wenn der Verklagte in der erſten Inſtanz verurtheilt worden, und das Erkennt⸗ 
niß in der zweiten theilweiſe zu ſeinen Gunſten ausgefallen iſt. N 

In allen dieſen Faͤllen wuͤrde die Beſchwerde nicht auf die Verſchieden⸗ 
heit der Anſichten der beiden Richter, welche zu ſeinem Vortheil eine theil⸗ 
weiſe Abaͤnderung herbeigefuͤhrt hat, ſich gruͤnden, ſondern auf die Gleichmaͤ⸗ 
ßigkeit ihrer Entſcheidung fuͤr den Theil des Erkenntniſſes, den er geaͤndert wiſ⸗ 
ſen will. Die Entſcheidungsgruͤnde koͤnnen zwar in beiden Erkenntniſſen durch⸗ 
aus verſchieden ſein. Darauf kommt es aber nicht an, weil das Rechtsmittel 
der Reviſion nur gegen den entſcheidenden Theil des Erkenntniſſes, d. h. die 
Worte der Erkenntnißformel, nicht gegen die Ausfuͤhrung deſſelben gerichtet 
werden kann. f 
; Bei der Redaktion der Verordnung iſt die Faſſung des §. 2. gewähl 
worden, um die Zweifel zu beſeitigen, welche die unbeſtimmten Ausdruͤcke uͤber 
die Bedingungen der Reviſion im $. 2. Titel 15. Thl. I. der Allg. Ger. Ord. 
und im F. 129. des Anhangs, zulaſſen. ö 

5. Die Feſtſtellung des Streitgegenſtandes, wovon die Be⸗ 
urtheilung, ob ein oder das andere Rechtsmittel zulaͤſſig iſt, ab— 
haͤngt, iſt Sache des prozeßleitenden Richters. 5 

Derſelbe muß, wenn die Unſchaͤtzbarkeit oder der Geldwerth des Streit: 
gegenſtandes nicht klar vorliegen, die Erklaͤrungen der Parteien zeitig, noch 
wahrend der Inſtruktion des Prozeſſes, erfordern und den Streit Darüber zur 

Entſcheidung des Geheimen Ober⸗Tribunals vorbereiten. | 


Zum $. 3. ; 
6. Ausgeſchloſſen von der Reviſion find die im $. 3. der Ver⸗ 
ordnung benannten Schwaͤngerungsſachen auch alsdann, wenn da⸗ 
(No. 1998.) U 2. mit 
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mit der Antrag auf Vorbehalt oder Zuerkennung des Erbrechts 
fuͤr das uneheliche Kind verbunden worden. 

Der Antrag auf Vorbehalt oder Zuerkennung des Erbrechts fuͤr das 
uneheliche Kind in einem Schwaͤngerungsprozeſſe verändert den Charakter Dies 
ſes Prozeſſes nicht. Der $. 3. der Verordnung hat alle Schwaͤngerungs⸗ 
ſachen mit den aus der Schwaͤngerung entſpringenden Vermoͤgensanſpruͤchen, 
ohne Unterſchied des Objekts von der Reviſion ausgeſchloſſen. Nur wenn ein 
Standes⸗ und Familienverhaͤltniß damit verbunden iſt, wenn es ſich darum han⸗ 
delt, ob der Geſchwaͤchten oder dem Kinde die Rechte ehelicher Perſonen bei⸗ 
zulegen ſind, tritt der Fall Nummer 1. dieſer Inſtruktion ein. 


um L. 4. 

7. Der F. 4 ſpricht nur von Civilſachen und den wegen 
Steuervergehen oder gegen Beamte wegen Dienſtvergehen einge— 
leiteten fiskaliſchen Unterſuchungen. ö 

Auf die gegen Beamte wegen Dienſtvergehen eingeleiteten 
Kriminal⸗Unterſuchungen iſt er nicht anwendbar. 

Die Verordnung bezieht ſich gleich im Eingange nur auf die Allg. Ger. 
Ord. und hat nur Modifkationen dieſer, nicht der Kriminal⸗Ordnung zum 
Zweck. Aus den Verhandlungen uͤber die Redaktion der Verordnung ergiebt 
ſich unzweifelhaft, daß unter den im $. 4. deſſelben bezeichneten Unterſuchungen 
gegen Beamte wegen Dienftvergehen, nur fiskaliſche Unterſuchungen zu vers 
ſtehen ſind, und uͤber eine Nichtigkeitsbeſchwerde in Kriminal⸗Unterſuchungen ge⸗ 
gen Beamte wegen Dienſtvergehen nichts hat beſtimmt werden ſollen. 8 

um $. 4. Nummer 1. 

8. Wenn das angefochtene Urtheil zwar einen Rechtsgrund⸗ 
ſatz verletzt, aber nicht dieſer von dem Imploranten aus druͤcklich 
angefochten und hervorgehoben, ſondern irgend ein anderer als 
verletzt angegeben und dieſe angegebene Verletzung nicht begrüns 
det gefunden wird, ſo darf das Erkenntniß nicht vernichtet werden. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde ſoll die Beſchwerdepunkte enthalten und das 
Geſetz, welches verletzt iſt, angeben (F. 11. der Verordnung und Art. 8. der 
Deklaration). Die Entſcheidung erfolgt nur uͤber die angegebenen Beſchwerde⸗ 

punkte ($- 16. der Verordnung). Wollte man darüber hinausgehen, fo wuͤrde 

in allen Faͤllen eine vollſtaͤndige Beurtheilung der ganzen Sache eintreten muͤſ⸗ 
ſen, und das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde in das einer Reviſion um⸗ 
gewandelt werden. 

9. Eine Verletzung von Rechtsgrundſaͤtzen liegt auch darin, 
wenn in dem Erkenntniß das zur Beurtheilung vorliegende 
Rechtsgeſchaͤft mit einem anderen verwechſelt, oder die Natur 
und der weſentliche Charakter deſſelben verkannt worden iſt. 

Das angefochtene Urtheil hat z. B. die Grundſaͤtze vom Erbzins ange⸗ 
wendet, obwohl nicht dieſes Verhaͤltniß, ſondern eine Erbpacht oder ſonſt ein 
anderes Rechtsverhaͤltniß vorlag. Die Beantwortung der Frage: „ob ein Erb⸗ 
zinsverhaͤltniß oder eine Erbpacht, ein Teſtament oder ein Vertrag vorliege?“ 
enthält ein Urtheil über Rechtsbegriffe. Ein Irrthum hierbei betrifft einen 

Rechtsſatz: das aus dem Rechtsſyſtem gebildete Prinzip darüber, was Erbzins, 


oder 
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oder was Teſtament iſt. Hat der Richter dieſen Rechtsſatz unrichtig verſtan⸗ 
den oder irrig angewandt, ſo liegt darin eine Rechtsverletzung. Hat derſelbe 
dagegen in dem zu ſeiner Beurtheilung vorliegenden Falle die einzelnen dem 
Prinzipe nach erforderlichen thatſaͤchlichen Momente als wirklich vorhanden ans 
genommen, z. B. einen Vertrag, wobei es zweifelhaft war, ob der Kaufpreis 
gehörig beſtimmt ſei, für einen Kaufkontrakt erflärt und in dem Erkenntniſſe 
ausgefuͤhrt, daß die Beſtimmung des Kaufpreiſes genuͤgend beſtimmt worden, 
ſo kann er in dieſer Feſtſtellung des Thatbeſtandes geirrt, oder auch gegen den 
F. 5. Nummer 10. der Verordnung verſtoßen haben, es liegt aber Feine Ver⸗ 
letzung eines Rechtsgrundſatzes vor. 
Bei der Berathung uͤber die Verordnung wurde die Frage aufgewor⸗ 
fen: „ob nur wegen Geſetzes verletzung die Nichtigkeitsbeſchwerde zulaͤſſig fein 
ſolle, nicht aber auch dann, wenn der Richter die Natur und den weſentlichen 
Charakter eines Rechtsgeſchaͤfts verkannt, z. B. wenn er einen bloßen Theis 
lungsrezeß für einen Vergleich, einen Miethskontrakt für einen Kaufkontrakt, 
einen Erbpachtskontrakt für einen Zeitpachtskontrakt angeſehen habe?“ und be⸗ 
ſchloſſen, hieruͤber in der Verordnung nichts zu ſagen, „weil alle dieſe Faͤlle in die 
Kategorie der Geſetzverletzungen (Verletzungen eines Rechtsgrundſatzes) gehören." 
10. Auf die in der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung, z. B. in 
der Lehre vom Konkurſe oder uͤber den Koſtenpunkt enthaltenen 
materiellen Vorſchriften oder Rechtsgrundſaͤtze, findet die Be⸗ 
ſtimmung des $. 4. Nummer 1. der Verordnung volle Anwendung. 
Es kann nichts darauf ankommen, ob die materiellen Geſetze, deren Ver⸗ 
letzung die Nichtigkeitsbeſchwerde nach $. 4. Nummer 1. begründet, ſich im 
Allg. Landrecht oder in andern, das materielle Recht vornehmlich beflimmenden 
Geſetzen, oder in der Allg. Gerichts-Ordnung und den das Prozeßverfahren 
regelnden Geſetzbuͤchern vorfinden. ; 
Eben dies gilt aber auch von der Anwendung des $. 4. Nummer 2. 
der Verordnung, wenn Prozeßvorſchriften im Allg. Landrecht, z. B. in der 
Lehre von gefundenen Sachen, Thl. 1. a 9. $$. 31. und ff. vorkommen. 
f um F. 5. 
eh 11. Die Verletzung einer Prozeßvorſchrift (einer der Vor- 
ſchriften, welche die Verfolgung des materiellen Rechts vor Ge⸗ 
richt normiren), hat die Vernichtung des aus dieſem Grunde ans 
gefochtenen Erkenntniſſes nur dann zur Folge, wenn einer von 
den im . 5. der Verordnung und in den Zuſaͤtzen der Deklaration 
hierzu aufgeführten Fallen vorliegt. 
a Zu den Prozeßvorſchriften werden auch gerechnet die Vorſchriften von 
den Rechtsmitteln und deren Zulaſſung, ſo wie die Regeln des Beweiſes einer 
beſtrittenen Thatſache. Einen Grundſatz des materiellen Rechts berührt dage⸗ 
gen die Frage: ob das einer Klage zum Grunde liegende Dokument wegen 
Mangels in der Form ungültig, oder ob die Vorſchrift über eine rechtliche Ver⸗ 
muthung (praesumtio juris) verletzt, oder auf Faͤlle, wofür fie nicht beſtimmt 
iſt, angewendet worden ſei. N N 
a $. 5. Nummer 1. 


um 
12. Hierher ar auch der Fall, wenn der Richter feine 
(No, 1999.) Ents 
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Entſcheidung auf Erklärungen oder Thatſachen gruͤn det, die in 
den Akten nicht zur Sprache gekommen find, und worüber der Sm: 
plorant erſt hätte gehört werden müffen. 

Dies folgt aus der Erläuterung und Ausdehnung, welche der $. 5. Num⸗ 
mer 1. der Verordnung durch die Zuſatzbeſtimmung im Artikel 3. Nummer 1. 
der Deklaration erhalten hat. Es darf daher auch keine Entſcheidung auf That⸗ 
ſachen oder Erklaͤrungen gegruͤndet werden, welche der Richter aus nicht vorge⸗ 
legten Verhandlungen, oder aus ſeiner Privatkenntniß entnommen hat. — Anders 
verhaͤlt es ſich, wenn der Richter in ſeiner Enrſcheidung auf notoriſche That⸗ 
ſachen geſchichtliche Ereigniſſe u. ſ. w. Bezug nimmt. Sie beduͤrfen keines Be⸗ 
weiſes ($. 56. Tit. 10. der Prozeß Ordnung) und die Parteien brauchen dar⸗ 
uͤber nicht erſt gehoͤrt zu werden. 


Zum F. 5. Nummer 4. 

13. Ein aus drei Mitgliedern beſtehendes Gericht muß, wenn 
es in Verhinderungsfaͤllen nicht als Kollegium erkennt, den Grund, 
warum dies geſchieht, im Urtheile aus druͤcklich anfuͤhren, widrigen⸗ 
falls das Urtheil der Vorſchrift des $. 5. Nummer 4. der Verord⸗ 
nung unterworfen bleibt. (Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 10. November 
1835. Geſetzſammlung, Seite 232.) 

Aus dieſer Beſtimmung darf jedoch nicht gefolgert werden, daß ſchon 
die Unterlaſſung der namentlichen Bezeichnung der Richter, welche an der Ab⸗ 
faſſung des Erkenntniſſes Theil genommen haben, einen Nichtigkeitsgrund abgebe. 

Die Befolgung der hierauf ſich beziehenden Vorſchriften iſt im Diszi⸗ 
plinarwege aufrecht zu erhalten. (Vergleiche weiter unten Nummer 45 und 46 
dieſer Inſtruktion.) 5 


4. Darauf, ob eine größere als die vorgeſchriebene Anzahl 
Mitglieder eines Gerichts an der Entſcheidung Theil genommen 
haben, kommt es nicht an. 

Wenn es gleich eine Nichtigkeit begründet, wenn der Kommiſſarius 
eines kollegialiſchen Untergerichts in einer Sache erkennt, in welcher das Kolle⸗ 
gium hätte erkennen ſollen ($. 5. Nummer 4. der Verordnung), ſo iſt dies doch 
1 75 „ der Fall, wenn ſtatt des Kommiſſarius das Kollegium er⸗ 
annt hat. 5 
Sollte jedoch ein unzuldffiger Richter C$. 4. Nummer 5 — 7. der Ver⸗ 
ordnung) an der Entſcheidung Theil genommen haben, ſo unterliegt dieſelbe, 
auch wenn ohne denſelben die geſetzlich erforderliche Anzahl von Richtern vor⸗ 
handen geweſen waͤre, dennoch der Nichtigkeits⸗Erklaͤrung, weil die Stimme 
des unzulaͤſſigen Richters bei der Entſcheidung der Sache den Ausſchlag gege⸗ 
ben haben kann. 5 

Zum $. 5. Nummer 5. 6 und 7. ö 

15. Dieſe Vorſchriften und die Zuſatzbeſtimmungen im Arti⸗ 
kel 3. Nummer 3. und Artikel 17. der Deklaration entſcheiden, in 
welchen Fallen die ſchon durch das Reſkript vom 11. Juli 1835. 
Jahrbuͤcher Bd. 44. Seite 116 — 119.) angeordnete allgemeine 
Subſtitution der betreffenden Gerichtsbehoͤrden eintritt. 10 

die 


u 
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a Die letztern haben ſich hiernach und nach den ſonſt fuͤr das weitere 
Verfahren in ſolchen Faͤllen erlaſſenen allgemeinen Verfuͤgungen zu achten; 
insbeſondere aber folgende Anweiſungen zu beruͤckſichtigen: 
| J. Der Fall der Subſtitution eines andern Gerichts zur Abfaſſung des 
Erkenntniſſes und damit auch zur Aufnahme der Verhandlungen, welche noth⸗ 
wendig vor dem erkennenden Richter erfolgen ſollen, iſt nicht vorhanden: 

a) wenn bei einem groͤßeren Kollegium nur einem oder mehreren Mitglie⸗ 
dern die Beſtimmung im $. 5. Nummer 5. 6 und 7. der Verordnung, 
oder Artikel 3. Nummer 3. der Deklaration entgegenſtehen wuͤrde, und 
außer denſelben noch die zur Abfaſſung des Erkenntniſſes erforderliche 
Zahl von Mitgliedern uͤbrig bleibt, weil es alsdann genuͤgt, daß nur 
jene Mitglieder ſich aller Theilnahme an der Entſcheidung enthalten. 

b) Wenn in einem Mandats, oder Bagatell-Prozeſſe der Verklagte das 
Mandat oder die Vorladung in Rechtskraft uͤbergehen laͤßt, ohne daß 
ein foͤrmliches Erkenntniß abgefaßt wird; weil die Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen ſolche Mandate und Vorladungen, wobei kein kontradiktoriſches 

Verfahren eintritt, nicht ſtattfindet. 8 

e) wenn in Konkurſen, Liquidations⸗ und Prioritaͤts⸗Prozeſſen der Anſpruch 
des Liquidanten weder in Hinſicht der Veritaͤt noch der Prioritaͤt zur 
Konteſtation kommt. 

185 II. Wird in den zuletzt benannten Prozeſſen die liquidirte Forderung 
nicht anerkannt, fo iſt dieſelbe im Klaſſifikations⸗Erkenntniſſe an dem in An⸗ 
ſpruch genommenen Orte anzuſetzen, die Entſcheidung uͤber die ſtreitige Veritaͤt 
oder Priorität aber vorzubehalten; in Beziehung auf alle übrigen Liquidate iſt 
die Sache vollſtaͤndig zu erledigen. Dem ſubſtituirten Gericht gebuͤhrt dann 
nur die Nachholung der vorbehaltenen Entſcheidung uͤber die ſtreitige Veritaͤt 
oder Prioritaͤt. 

III. Hat der Kurator einer Maſſe nach dem Beſchluſſe der Glaͤubiger 
oder aus eigener Befugniß eine Klage angeſtellt, ſo folgt aus dem Umſtande, 
daß dies unter der Direktion, oder mit Vorwiſſen und formeller Ges 
nehmigung des Gerichts geſchieht, noch nicht, daß das letztere bei der Sache 
betheiligt oder ein Perhorreſſenz⸗Geſuch gegen daſſelbe begründet iſt. 

IV. In den nach der Verordnung vom 1. Juni 1833 Tit. II. Abſchn. II. 
und Tit. III. zu behandelnden Sachen iſt die Klagebeantwortung aufzunehmen 
und das Reſultat des erſten Termins abzuwarten, ehe die Abgabe der Sache 
an das ſubſtituirte Gericht erfolgt. Eine Ausnahme von dieſer Regel tritt nur 
dann ein, wenn kein ganz unbetheiligter Deputirter des Gerichts vorhanden iſt, 
dem die Abhaltung des Termins aufgetragen werden kann. N 

5 Zum $. 5. Nummer 8. 

16. Jede Inkompetenz in Anſehung der Perſon der Par; 
teien, ſo wie des Streitgegenſtandes begründet die Nichtigkeits- 
beſchwerde. | 

Dies ergeben die Motive der Verordnung mit klaren Worten. 

Iſt ein Gericht zweifelhaft über feine Kompetenz, oder ents 
ſteht ein Kompetenz-Konflikt, fo muß daſſelbe zur Erledigung des 
Go. 1999.) 5 Zwei⸗ 


a 


Zweifels oder zur näheren Beſtimmung über die Reſſort⸗Ver⸗ 
haͤltniſſe an die vorgeſetzte Behoͤrde berichten. 

Will eine Partei ſich die Nichtigkeitsbeſchwerde auf Grund 
des Einwandes der Inkompetenz ſichern, ſo muß ſie ihn zeitig, 
d. h. fogleich bei der Einlaſſung auf die Klage, im Klagebeant— 
wortungs-Termin anbringen. 

Auf einen Verklagten, der in contumaciam verurtheilt iſt, ſich alſo nicht 
eingelaſſen hat, findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. Die Nichtig⸗ 
keitsbeſch werde gegen Kotumazial⸗Erkenntniſſe wegen Inkompetenz des Richters 
iſt jedoch nur in dem Falle des $. 2. Nummer 6. Tit. 16. der Prozeß⸗Ord⸗ 
nung (J. 5. Nummer 1. der Verordnung) zuläfiig, weil in allen übrigen Faͤl⸗ 
len das gewoͤhnliche Rechtsmittel der Reſtitution die Nichtigkeitsbeſchwerde 
ausschließt. (Art. 1. Num. 1. der Deklaration.) d 

Zum $. 5. Nummer 9 und 10. 

17. Der Richter, ſowohl der erſten, als der zweiten Inſtanz 
hat bei der Abfaſſung ſeines Erkenntniſſes der Erkenntnißformel 
eine gedraͤngte geſchichtliche Darſtellung der Thatſachen und eine 
vollſtaͤndige Ausführung der Gründe beizufügen. 

Der Zweck dieſer Vorſchrift iſt, damit in allen Fällen klar erhellet: 
„welche Thatſachen der Richter ſeiner Entſcheidung zum Grunde gelegt, welche 
faktiſchen Verhaͤltniſſe er fuͤr erwieſen oder unerwieſen, fuͤr erheblich oder 
unerheblich angenommen und welche Rechtsgrundſaͤtze er darauf angewendet 
hat.“ (F. 7. Tit. 13. und $. 67. Tit. 14. der Prozeß⸗Ordnung.) f 

Das Geheime Ober-Tribunal, welches zufolge $. 16. der Verordnung 
bei ſeiner Entſcheidung uͤber eine Nichtigkeitsbeſchwerde das im angefochtenen 
Erkenntniſſe feſtgeſtellte Sachverhaͤltniß zum Grunde legen ſoll, hat Verſtoͤße ges 
gen dieſe Vorſchriften durch Verweiſe und Ordnungsſtrafen zu ruͤgen. Die letz⸗ 
teren fallen bei formirten Kollegien dem Urtelsfaſſer und ſubſidigriſch demjenigen 
zur Saft, dem die Leitung oder Oberaufſicht zuſteht. 

18. Wird ein Erkenntniß angefochten, weil eine Thatſache 
in demſelben ganz unbeachtet geblieben und in den Entſcheidungs⸗ 
he gar nicht erwähnt iſt, fo muß dieſe Thatſache eine erheb⸗ 
iche ſein. 

Dies bezeichnen die Worte in Nummer 10a der Verordnung, „welche 
eine entgegengeſetzte Entſcheidung begruͤnden wuͤrden.“ 

Die Erheblichkeit hat der erkennende Richter in jedem einzelnen Falle 
nach Lage der Sache zu beurtheilen, ohne dabei an die im angefochtenen Ur⸗ 
theile aufgeſtellte rechtliche Anſicht gebunden zu fein. 

19. Die Verordnung laͤßt nach $. 5. Nummer 10. die Wide 
tigkeitsbeſchwerde zu, wenn der Richter zur Begründung einer 
Thatſache ſich auf Beweismittel beruft, denen nach Vorſchrift der 
Geſetze die Beweiskraft voͤllig mangelt. 

Unter dieſen Beweismitteln ſind ſolche zu verſtehen, welche fuͤr den vor⸗ 
liegenden Fall gar nichts beweiſen, der Mangel der Beweiskraft mag ein abſo⸗ 
luter Mangel fein, oder ein relativer in Beziehung auf diejenige Partei, zu 

ö 5 deren 
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deren Gunſten den Beweismitteln keine Beweiskraft beigelegt iſt. ($$. 227 —232. 
Tit. 10. der Prozeß⸗Ordnung.) N 
Der entgegengeſetzte Fall — wenn behauptet wird, daß der Richter guͤl⸗ 
tigen Beweismitteln die Beweiskraft abgeſprochen habe, — beruhet in der 
Regel auf einer Beurtheilung faktiſcher Verhaͤltniſſe, deren Wuͤrdigung außer 
dem Bereiche des Nichtigkeitsverfahrens liegt. Hat der Richter aber in einem 
der Faͤlle des F. 10. Tit. 13. der Prozeß⸗Ordnung, in denen eine Thatſache für 
voͤllig erwieſen anzuſehen iſt, den Beweis doch nicht fuͤr genuͤgend erklaͤrt und 
fuͤr dieſe Erklaͤrung keine Gruͤnde angegeben, z. B. nicht naͤher ausgefuͤhrt, 
warum ein oͤffentliches Dokument oder die eidliche Ausſage zweier an ſich glaub⸗ 
wuͤrdiger Zeugen nicht für beweisfaͤhig zu erachten fei, fo liegt darin eine Ver⸗ 
letzung, welche der Nichtigkeitsbeſchwerde unterliegt. Dies iſt in Nummer 5. 
Art. 3. der Deklaration ausgeſprochen. 


Zum L. 6. 

20. Dieſer Paragraph ſtellt den Grundſatz auf: daß die Verletzung 
einer weſentlichen Prozeß-Vorſchrift zeitig, d. h. bei der naͤchſten 
Prozeß⸗ Verhandlung, es ſey dies eine Prozeß⸗Verſchrift oder , de. 
ein Ter min, geruͤgt werden muß, und daß fpäterhin nicht weiter 
darauf zuruͤckgegangen werden darf. 
f Es verſteht ſich von ſelbſt, daß eine Verletzung dieſer Art, die von 
dem erkennenden Richter begangen wird und nur erſt durch Einſicht des ergan⸗ 
genen Urtels entdeckt werden kann, nicht in der Publikations⸗ Verhandlung ges 
rügt zu werden braucht, weil ſonſt die Nichtigkeitsbeſchwerde gleich bei der 
Publikation angebracht werden muͤßte. 

Nach der Publikation des Erkenntniſſes koͤnnen aber innerhalb 
der ſechswoͤchentlichen Friſt andere Prozeß⸗Verhandlungen vorkommen: es kann 
z. B. eine Nichtigkeitsbeſchwerde angebracht ſeyn und der Implorant innerhalb 
der ſechswoͤchentlichen Friſt eine zweite wegen einer in der erſten nicht geruͤgten 
Verletzung einer Prozeß⸗Vorſchrift anbringen wollen; es koͤnnen Verhandlungen 
nothwendig werden uͤber die Exekution, uͤber die Leiſtung eines auferlegten Ei⸗ 
des, uͤber die Frage, von wem der Eid abzunehmen ſey, wenn derjenige, wel⸗ 
cher das Erkenntniß dazu verſtattete, unterdeſſen verſtorben iſt, über die Zulaͤſſig⸗ 
keit des angemeldeten Rechtsmittels der Appellation oder der Reviſion und dergl. 
Hat der Verletzte in ſolchen Verhandlungen die von dem erkennenden Richter 
durch Verletzung einer weſentlichen Prozeß⸗Vorſchrift begangene Nichtigkeit nicht 
geruͤgt, ſo iſt dies fuͤr eine ſtillſchweigende Entſagung anzuſehen, eben ſo, als wenn 
die waͤhrend des Laufes des Prozeſſes und vor dem Erkenntniß vorgekommene 
Verletzung in der unmittelbar darauf ſtattgefundenen Prozeß» Verhandlung un⸗ 
geruͤgt geblieben iſt. 8 

II. Hieraus folgt auch, daß die Anbringung neuer Nichtigkeitsgruͤnde, 
welche auf Verletzung einer Prozeß⸗Vorſchrift beruhen, nach Einrei⸗ 
chung der Nichtigkeitsbeſchwerde⸗Schrift nicht weiter zulaͤſſig iſt. (Nummer 30. 
dieſer Inſtruktion.) 8 . i 
i Zum | 7. Stan. eee, eee m IE Run oe Cr 

21. I. Die Nichtigkeitsbeſchderde gegen ein Adjudifationds -+ - 

Erkenntniß kann, wie gegen jedes andere Erkenntniß, ſowohl wegen eines da- >: 
(No. 1999.) Jahrgang 1839. a * durch 2 
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r (diurch verletzten Rechtsgrundſatzes) als wegen einer verletzten weſentlichen Vor⸗ 
E ſſchrift des Subhaſtations⸗Prozeſſes eingelegt werden. 
ö Die Vorſchriften über die allgemeinen, auch bei gerichtlichen Verkaͤufen 
Anwendung findenden Grundſaͤtze von Kaufgeſchaͤften und uͤber die beſonderen 
Erforderniſſe und Bedingungen, unter denen die Subhaſtation eines Grund⸗ 


grundſaͤtze verletzt. a 
Wird aus dieſem Grunde das Adjudikytions⸗Erkenntniß vernichtet und 
hängt die Frage über die Zulaͤſſigkeit der Subhaſtation von der Eroͤrterung ans 
derweitiger Rechtsverhaͤltniſſe in einem befonder Prozeſſe ab, fo hat das Ger 
heime Ober⸗ Tribunal in feinem Erkenntniſſe zugleich das Noͤthige Darüber 
auszuſprechen, daß die Sache auf den Standpunkt zuruͤckgefuͤhrt werde, auf dem 
fie bis zur Entſcheidung über dieſe Rechts verhaͤltniſſt im Separat⸗Prozeſſe hätte 
erhalten werden ſollen. 
t Welche Vorſchriften des Subhaſtatioys-Prozeſſes weſent⸗ 
liche Prozeß⸗Vorſchriften find, ergiebt der | 5. der Verordnung 
und Art. 2. der Deklaration. s 
i II. Zu den Erkenntniſſen, gegen welche die Nichtigkeits-⸗ 
ei, ee = beſchwerde geſtattet iſt, gehören, außer den im $. 7. der Ver⸗ 
gun, I pas GE dung genannten, auch die Erkenntniſſe in Poſſeſſorien⸗Sa⸗ 
ae e, erg, o chen. (Tit 31. der Prozeß⸗Ordn.) Es folgt dies aus dem $. 4. der Ver⸗ 
Aa- lache, 70 en ee, pydnung und aus den Verhandlungen über die Redaktion derſelben. (Jahrb. 
ai eee, lab, e lea. Hd. 4. S. 542) | 
gu, des. J. 


Zum F. 8. 

22. In Bagatellſachen findet kuͤnftig weder die Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde noch das Rechtsmittel der Appellation Statt. 

Dies ſpricht der Zuſatz⸗Artikel 1. Num. 2. der Deklaration aus. 

Es wird hierdurch die bisherige Verſchiedenheit in der Behandlung der 
Bagatellſachen, je nachdem fie bei Obergerichten oder Untergerichten ſchwebten, 
aufgehoben und eine Menge geringfuͤgiger Sachen dem einfacheren und minder 
koſtſpieligen Verfahren des Rekurſes zugewieſen. 

Dahin gehoͤren alle Prozeßſachen, deren Gegenſtand überhaupt 50 Rthir. 
nicht uͤberſteigt, folglich auch der gleichen Wechſelſachen und Prozeſſe uͤber unerheb⸗ 
liche Gerechtigkeiten und Miethsſachen, fo weit ſie zu den Bagatellſachen zu rechnen ſind. 

Umfaßt ein Prozeß mehrere Forderungen und Gegenſtaͤnde, ſo kommt 
der Grundſatz des Anhangs $. 109. der Allg. Gerichts⸗Ordn. Thl. I. Tit. 14. 
zur Anwendung. f 

Dadurch, daß mehrere nicht aus demſelben Geſchaͤft entſtandene Baga⸗ 
tell⸗Anſpruͤche in Einem Prozeſſe verhandelt werden, hören fie nicht auf, Baga⸗ 

tells 


nn zu ſeyn, auch wenn der Geſammtbetrag die Summe von 50 Ahlen. 
uͤberſteigt. 8 

Die Beſtimmungen des §. 28. der Verordnung uͤber die fernere Zulaͤſ⸗ 
ſigkeit der Nullitaͤtsklage in den dort bezeichneten Fällen, und die Vorſchriften 
des $. 12. u. folg. Tit. 16. der Prozeß⸗Ordn, hinſichtlich der Reſtitutionsklagen 
werden durch die Erweiterung des Rekursverfahrens nicht aufgehoben. 

23. Von der Nichtigkeitsbeſchwerde find, mit Aus nahme der 
Agnitions- und Purifikationsreſolutionen (K 7. der Verordnung) 
alle nach Vorſchrift der Prozeß⸗Ordnung in Form einer Reſolution 
zu erlaffenden Entſcheidungen ausgeſchloſſen. 

Nur gegen Erkenntniſſe, Agnitions⸗ und Purifikationsreſolutionen iſt 
das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde geftattet, nicht gegen Reſolutionen 
in Injurienprozeſſen (8. 15. Tit. 34. Th. I. $. 217— 220. des Anhangs zur 
Allg. Ger. Ord.), in fiskaliſchen Unterſuchungen ($$. 87. 97. Tit. 35. a. a. O)), 
in Konfiskationsprozeſſen (H. 42. und 43. Tit. 36. a. a. O.) und wenn im Ci⸗ 
vilprozeßverfahren auf Prozeßſtrafen erkannt wird, (F. 52. Num. 4. Tit. 23. 
und F. 4. Num. 3. Tit. 14. d a. O.) u. ſ. w. 

Fuͤr Steuer⸗ und andere Abgabendefraudationsſachen enthaͤlt die Ver⸗ 
ordnung vom 11. Juni 1838. (Geſetzſammlung Seite 377.) beſondere Beſtim⸗ 
mungen. Iſt eine Entſcheidung irrthümlich in Form einer Reſolution, ſtatt in 
Form eines Erkenntniſſes, oder umgekehrt, in Form eines Erkenntniſſes, anſtatt 
in Form einer Nefolution erlaſſen, fo entscheidet dieſe irrthuͤmliche Bezeichnung 
nicht uͤber die Zulaͤſſigkeit der Nichtigkeitsbeſchwerde. a 

Zum 10. eee e, a , , ae, . 

24. Die Uebergabe ſubhaſtir ter Grundſtuͤcke an den Adjudi⸗ 
katar wird durch die Einlegung dar Nichtigkeitsbeſchwerde und 
durch die Uebergabe der Grundſtuͤcke zur gerichtlichen Verwaltung 
nicht aufgehalten. 

Die Beſtimmung des $. 10., daß der erurtheilte ſich durch gericht⸗ 
liche Depoſition der ſtreitigen Sache oder mme vor der wirklichen Voll⸗ 
ſtreckung eines als nichtig angefochtenen Erke tniſſes zu ſchuͤtzen befugt iſt, 

8 evichtlichen Verkaufs, weil mit 


paßt nicht auf den Fall eines nothwendigen gericht 
dem Tage der Publikation des Adjudikationserken tmiffes Gefahr und Nutzun⸗ 
N Adjudikatar von . uͤbergehen 


U 
Tit. 11. Thl. I. A. L. R. — $ 61. Tit 52. Thl. I. A. G. O. 

das Erkenntniß alſo durch die Publikation ſchon vollſtreckt wird. 

205. Iſt in einem Erkenntniſſe nur uͤber die Verpflichtung 
des Beklagten im Allgemeinen erkannt, die Feſtſtellung der ſchuldi⸗ 
gen Summe aber zu einem Separatverfahren verwieſen worden, 
ſo iſt der Klaͤger befugt, die Separatklage ſofort anzuſtellen, und 
die Inſtruktion derſelben muß erfolgen, wenn gleich der Beklagte 
gegen das Erkenntniß die Nichtigkeitsbeſchwerde eingelegt hat. 

26. Damit die Exekutionsvollſtreckung, waͤhrend die Pro⸗ 
zeßakten dem Geheimen Ober⸗Tribunal zur Entſcheidung uͤber 
die Nichtigkeitsbeſchwerde vorliegen, moͤglich bleibe, ſind mit den 
Verhandlungen uͤber die Vollziehung des angefochtenen Erkennt⸗ 

(No. 1999.) N K 2 niſſes 


— 144 — 


niſſes beſondere Aktenhefte anzulegen und Abſchriften der ergan— 
genen Urtheile zu denſelben zurückzubehalten. 
Zu den $$. 11. bis 14. 
(letzt Artikel 6 bis 10. der Deklaration.) 

27. Durch die bloße Anmeldung der Nichtigkeitsbeſchwerde 
wird die Einlegungsfriſt nicht gewahrt. 

Die Beſtimmung des $. 26. der Allg. Ger. Ord. Thl. I. Tit. 14, wo⸗ 
nach die Erklaͤrung der Unzufriedenheit mit dem ergangenen Erkenntniſſe, ohne 
Angabe beſtimmter Beſchwerden für eine Appellation gegen den ganzen Inhalt 
oder wider alle Punkte deſſelben angeſehen werden ſoll, findet auf das Rechts⸗ 
mittel der Nichtigkeitsbeſchwerde keine analoge Anwendung, weil der Richter 
nur uͤber die angegebenen Beſchwerdepunkte erkennen ſoll, alſo nicht befugt iſt, 
auf andere aus den Akten hervorgehende Nichtigkeitsgruͤnde Ruͤckſicht zu 
nehmen. 

l Zur beſtimmten Angabe des Geſetzes, deſſen Nichtbeachtung 
oder unrichtige Anwendung behauptet wird, gehoͤrt nicht die 
Allegation der betreffenden Geſetzſtelle. 

Die Angabe des verletzten Rechtsgrundſatzes oder der verletzten ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchrift reicht vielmehr vollkommen aus. 

Eben ſo wenig bedarf es eines beſtimmten Antrages: „was 

und wie erkannt werden ſoll.“ 
ö Die Abſicht der Partei erhellet aus der Aufſtellung der Beſchwerde⸗ 
punkte und aus den Anträgen in der vorigen Inſtanz; es genügt daher der An⸗ 
trag auf Vernichtung des angefochtenen Erkenntniſſes und auf Entſcheidung der 
Hauptſache nach Maaßgabe der fruͤheren Antraͤge und der angebrachten Be⸗ 

werden. € 
1 28. Die Nichtigkeitsbeſchwerde ſoll kuͤnftig ſtets ſchriftlich 
eingereicht und von einem Juſtizkommiffarius oder von einem der 
Partei vom Richter beigeordneten, zum Richteramte befaͤhigten 
Aſſiſtenten unterzeichnet werden. Die ſchriftliche Einreichung ohne 
Zuziehung eines Juſtizkommiſſarius iſt nur den offentlichen Ber 
hoͤrden und ſolchen Privatperſonen geſtattet, welche ſelbſt zu den 
Rechtsverſtaͤndigen gehoͤren. 

In dieſer Form iſt ſie anzubringen bei dem Gericht erfter 

A1 welchem auch die Vollſtreckung der ergangenen 

rtel zuſteht. 

Die fruͤher zugelaſſene Erklaͤrung zum gerichtlichen Protokolle iſt auf⸗ 
gehoben worden, weil fie ſich nicht als zweckmaͤßig bewährt hat und mit der 
a des Richters, deſſen Erkenntniß angefochten werden ſoll, unvertraͤg⸗ 
ich iſt. 


Die Mitwirkung des Juſtizkommiſſarius oder zugeordneten rechtsverſtaͤn⸗ 
digen Aſſiſtenten kann darin beſtehen, daß dieſer entweder die Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde ſelbſt anfertigt und beim Gericht überreicht, oder eine von der Partei 

ihm uͤbergebene legaliſirt und unterſchreibt. f 
„Der Partei wird hierdurch die Befugniß ertheilt, fi dieſerhalb an je⸗ 
den, in dem betreffenden Obergerichts⸗Departement rezipirten Juſtizkommiſſarius 
Sg wenden 


— 145 — 


wenden zu duͤrfen. Sie muß denſelben aber auch, wenn fie die Michtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde nicht ſelbſt unterſchreibt oder nicht unterſchreiben kann, als ihren Stell 
vertreter bevollmaͤchtigen. 


29. Bei der Legaliſirung einer Nichtigkeitsbeſchwerde muß 
der Juſtizkommiſſarius den Inhalt derſelben forgfältig prüfen. 
Er iſt daher ebenſo verantwortlich, als wenn er die Schrift ſelbſt 
abgefaßt haͤtte. 


Die erfolgte Legaliſation wird Seitens des Juſtizkommiſſarius durch ſeine 


Unterſchrift bezeugt. . 8 
Auf die Worte, die er feiner Unterſchriſt hinzufuͤgt, kommt nichts an. 
Er darf nichts unterſchreiben, was er nicht geleſen und geprüft hat. 


30. An die Stelle des Termins zur Vervollſtaͤndigung und 
näheren Begründung der Nichtigkeitsbeſchwerde nach §. 12. der 
Verordnung iſt dem Imploranten im Art. 9. der Deklaration die 
Einreichung einer beſonderen Rechtfertigungsſchrift geſtattet. 

Die Aufftellung neuer, nicht innerhalb der Friſt zur Einlegung des 
Rechtsmittels angebrachter Beſchwerdepunkte uͤber verletzte Rechtsgrundſaͤtze und 
die Ruͤge anderer Prozeßvorſchriften, als die Nichtigkeitsbeſchwerde ſelbſt enthaͤlt 
(Num. 20. dieſer Inſtruktion), iſt dabei unzuläffig. 

Ob nach Inhalt der Nichtigkeitsbeſchwerde und deren Rechtfertigung 
noch auf eine naͤhere Vernehmung des Imploranten, z. B. uͤber Beweismittel, 
uͤber Widerſpruͤche ꝛc. ꝛc. ankommt, hat das Geheime Ober⸗Tribunal zu beur⸗ 
theilen, und wenn es die naͤhere Vernehmung des Imploranten noch noͤthig 
findet, dieſelbe durch ein Reſolut anzuordnen. 


31. Die Zuruͤckweiſung einer Nichtigkeitsbeſchwerde durch 
ein Dekret findet nur Statt, wenn dieſelbe an ſich unzulaͤſſig iſt. 
Dahin gehoͤrt: a 
1) wenn nach $. 21. der Verordnung und Art. 14. der Deklaration die 
geſetzliche Friſt verabſaͤumt worden iſt, 
2) wenn ein anderes Rechtsmittel, als das der Nichtigkeitsbeſchwerde Statt 


findet, 
3) wenn die Beſchwerde nicht in der vorgeſchriebenen Form angebracht 
wird. 


Die Beurtheilung der Erheblichkeit oder Unerheblichkeit 
einer Nichtigkeitsbeſchwerde gebuͤhrt dagegen ausſchließ— 
lich dem Geheimen Ober-Tribunal. 


ten einer Subhaſtation als Implo— 
der Nichtigkeitsbeſchwerde gegen 
etrachten find, läßt ſich nur in je⸗ 
t auf die Perſon desjenigen, der 


Adjudikationserkenntniſſe zu 
dem ſpeziellen Falle mit Ruͤckſfi 


— 572 Ae He 5 26 „el TH a 


0.7 ae, 


die Nichtigfeitsbefhwerde eingelegt hat, und nach Maaßgabe feis 


ner Antraͤge beſtimmen. 
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Rechtsmittels z. B. von dem Schuldner er⸗ 
daß die Subhaſtation unſtatthaft gewe⸗ 
des Zuſchlagserkenntniſſes ſowohl die Real⸗ 
glaͤubiger, deren Forderungen das Meiſtgebot deckt, als der Adjudikatar intereſ⸗ 
ſirt; beide muͤſſen alſo auch zur Beantwortung der Nichtigkeitsbeſchwerde auf⸗ 
gefordert werden. Wird die Nichtigkeitsbeſchwerde von einem Bieter, welcher 
weder zu den Glaͤubigern gehört, noch Beſitzer des Guts, noch Adjudikatar iſt, 
eingelegt, weil der Zuſchlag an ihn und nicht an den Adjudikatar haͤtte geſche⸗ 
hen ſollen, ſo kommt in der Regel nur das Intereſſe des Adjudikatars in Frage, 
da er hier allein bei dem Beſtehen dez Zuſchlagserkenntniſſes betheiligt iſt. Es 
wird alſo nur von Seiten des Adjudikatars einer Beantwortung der Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde beduͤrfen. 


Behauptet jener Bieter aber, daß ihm das Gut fuͤr eine geringere 
Summe hätte zugeſchlagen werden follen\ fo erſcheint bei den Folgen der von 
ihm eingelegten Nichtigkeitsbeſchwerde nicht bloß der Adjudikatar betheiligt, ſon⸗ 

dern auch alle diejenigen Realglaͤubiger, welche nicht zur Perzeption kommen 
würden, wenn die Zuſchlagsſumme ſich um ſo viel vermindert, als jener Bieter 
weniger, als der Adjudikatar geboten hat. In dieſem Falle find alſo, außer 
dem Adjudikatar, auch die betheiligten Rehlglaͤubiger zur Beantwortung der 
Nichtigkeitsbeſchwerde aufzufordern. n 


Hiernach muß in jedem einzelnen Falls näher erwogen werden, weſſen 
Intereſſe durch die Nichtigkeitsbeſchwerde betroffen wird. 


Im Allgemeinen läßt ſich nur bemerken, daß es einer Aufforderung der 
ihrem Aufenthalte nach unbekannten, eingetragenen Gläubiger zur Beantwortung 
der Nichtigkeitsbeſchwerde nicht bedarf. (Reſkript vom 30. Januar 1835, Jahr⸗ 
buͤcher Band 45. S. 213.) | 


33. Bei mehreren Litiskonſorten kommt die Vorſchrift des $. 187. 
Tit. 50. der Prozeßordnung, in Betreff der Beſtellung eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Bevollmaͤchtigten zur Anwendung. 


Iſt die Einlegung dieſe 
= ne folge, indem derſelbe behaupte 
rs ZT fen, fo find bei der Aufrechthaltu 


Austen! VL JR] 


| 3 2 . € x PR Zum $. 15. | 
1 „ 34. Die Akten, welche dem Geheimen Ober⸗Tribunal zum Spruch ein⸗ 
. e ais, geſandt werden, muſſen vollſtaͤndig folirt und mit einem vorgehefteten Inhalts⸗ 
1 a „„verzeihniß (Rotulus) verfehen fein. In dem Berichte, womit das Gericht erſter 
1 Inſtanz fie überreicht, iſt jedesmal 


el, e. e. e e 

e ee, e, N der Streitgegenſtand, i g 
2 5 5 b) das Folium der Akten, wo ſich das angefochtene Erkenntniß und die 

5 Vollmacht des Mandatars jeder Partei befindet, 

3 anzugeben, und 8 

c) zu erwähnen, was etwa wegen Vollſtreckung des angefochtenen Erkennt⸗ 

niſſes bereits geſchehen if. (Num. 26. und 39. dieſer Inſtruktion.) 
Vernachlaͤſſigungen dieſer Anweiſung hat das Geheime Ober⸗Tribunal 


Zum 


laß. — v5 e, 7842. 2 Ta He 


zu rügen. 


Be 


Zum $. 17. 
35. Es iſt die Frage aufgeworfen worden: 


. clp, , bre. 


ob ein Erkenntniß, bei welchem eine materielle oder for⸗ a = ee. 


melle Rechtsverletzung obwaltet, fuͤr nichtig zu erklaͤren 
ſey, wenn die Entſcheidung in der Sache ſelbſt aus anderen 
Gruͤnden dennoch aufrecht erhalten werden muß? 8 


Das einen Rechtsgrundſatz verletzende Erkenntniß, welches, ſo wie es 
vorliegt, nur in Verbindung mit den Gruͤnden ein Ganzes (ein Urtheil) bildet, 


iſt allerdings, wenn die Praͤmiſſen (die Gruͤnde) unrichtig ſind, in ſich Feb ge⸗ ge, 72. 


rechtfertigt, und die dagegen erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde kann alſo nicht ver⸗ 
worfen werden; da es jedoch unangemeſſen erſcheint, ein Erkenntniß zu vernich⸗ 
ten und in der Sache ſelbſt wieder in der naͤmlichen Art zu erkennen, ſo iſt in 
einem ſolchen Falle das Erkenntniß dahin zu faſſen: 
„daß wenn auch die Nichtigkeitsbeſchwerde fuͤr begruͤndet zu erachten, 
dennoch in der Sache ſelbſt das angefochtene Erkenntniß ſeinem ganzen 
Inhalte nach, oder dahin aufrecht zu erhalten, daß ꝛc. ꝛc.“ 
Dies iſt im Artikel 11. der Deklaration angedeutet. 


Es ergiebt ſich aber daraus zugleich, daß, obgleich in einem ſolchen Falle 
die Koſten des Nichtigkeitsverfahrens zu kompenſiren find, es doch ruͤckſichtlich 
der Beſtimmungen des angefochtenen Erkenntniſſes uͤber den Koſtenpunkt bewen⸗ 
den muß, dieſe alſo nicht niederzuſchlagen ſind. 

Beruht das angefochtene Erkenntniß auf mehreren, theils richtigen, theils 
unrichtigen Gründen, und find die erſteren ſolche, daß fie für ſich allein die Ent⸗ 
ſcheidung ſchon rechtfertigen, ſo laͤßt ſich auch nicht behaupten, daß eine nichtige 
Entſcheidung ergangen ſey, vielmehr muß dann die Nichtigkeitsbeſchwerde als 
ungegruͤndet zuruͤckgewieſen werden. 


36. Bei der anderweiten Entſcheidung in der Sache ſelbſt, nach Ver⸗ 
nichtung des angefochtenen Erkenntniſſes, unterliegt zwar das ganze Sach⸗ und 
Streitverhaͤltniß, fo wie es dem früheren Richter vorlag, der Prüfung und Bes 
urtheilung des Geheimen Ober⸗Tribunals; es darf indeß der Grundſatz, daß die 
Nichtigkeitsbeſchwerde nur der beeintraͤchtigten Partei zu ſtatten kommen ſoll, 
( 4. der Verordnung) dieſelbe alſo kein beneficium commune iſt, dabei nicht 
unbeachtet bleiben und daher „weder uͤber den Antrag des Imploran⸗ 
ten hinaus (ultra petitum), noch nachtheiliger fuͤr ihn, wie es der Geg— 
ner verlangt (in pejus) erkannt werden.“ 

Neue Thatſachen, die erſt im Nichtigkeitsverfahren angeführt find, koͤnnen 
bei der Eutſcheidung der Hauptſache ſelbſt nicht weiter beruͤckſichtigt werden. 


37. Es iſt der Zweifel entſtanden: 
ob die Entſcheidung in der Hauptſache nicht zur zweiten 
Inſtanz zuruͤckzuweiſen ſey, wenn durch das vernichtete 
Appellationserkenntniß bloß das ergriffene Rechtsmittel 
der Appellation verworfen, in der Sache ſelbſt alſo nicht 
erkannt worden iſt. 
Dieſes Bedenken beſeitigt ſich durch die Worte des $. 17: „und erkennt 
in 
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8 in der Sache ſelbſt“; nach dieſer ausdruͤcklichen ganz allgemeinen Vorſchrift hat 
das Geheime Ober⸗Tribunal allemal in der Hauptſache zu erkennen. 

Es laͤßt ſich nicht behaupten, daß der Implorant dadurch eine Inſtanz 
verliere. Denn gerade dieſes Erkenntniß iſt das des Appellationsrichters. Man 
koͤnnte nur ſagen, 

daß er das ihm ſonſt nochmals zuſtehende Rechtsmittel der Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde verliere. 

Dies iſt aber nur ein außerordentliches Rechtsmittel, giebt keine 
Inſtanz und findet nach dem Geſetze gegen die Entſcheidung des Geheimen 
Ober⸗Tribunals nicht Statt. 


als, b a, WI 38. Ebenſo erledigt fil) der Zweifel, 5 

. wie bei Vernichtung eines angefochtenen Adjudikations— 
i Erkenntniſſes 5% verfahren fei. 

Auch hier entſcheidet die Beſtimmung des $. 17. Das Geheime Ober⸗ 

Tribunal tritt an die Stelle des Richters, welcher das Adjudikations⸗Erkenntniß 

abzufaſſen hatte, und erkennt in der Sache ſelbſt anderweit definitiv, oder ver⸗ 

weiſet, wenn in Folge der ausgeſprochenen Vernichtung eine neue Ausmittelung 

be, (22 (z. B. ob die Subhaſtation fortzufegen, ein neuer B ermin anzuberaumen, 

noch ein Intereſſent zuzuziehen, eig beſcheinigter Interventions⸗Anſpruch oder 

anderer Praͤjudizialpunkt vorab zu ekoͤrtern und zu entſcheiden ſei), nothwendig 

wird, die Sache zu dieſer Ermittelung und weiteren Entſcheidung an das Ge⸗ 

richt, bei welchem die Subhaſtation ſchwebt, zurück. En 


Pr e e, Ze 39. Bei Vernichtung eines angefochtenen Erkenntniſſes verordnet das 
eee, ars, Geheime Ober⸗Tribunal zugleich i s 
— EU „die Erſtattung des Geleiſteten.“ 


e, au, re; Dieſe Beſtimmung war nothwendig, weil eines Theils die Einlegung 
i der Nichtigkeitsbeſchwerde die Vollſtreckung des angefochtenen Erkenntniſſes 
nicht aufhält, und weil andern Theils mit der Vernichtung eines Erkenntniſſes 
auch alle Folgen deſſelben aufzuheben ſind und der vorige Zuſtand wieder her⸗ 
geſtelt werden muß. Iſt es zweifelhaft, was geleiſtet und was zu erſtatten iſt, 
ſo genügt es, daß das Geheime Ober-Tribunal die Verbindlichkeit zur Er⸗ 
ſtattung nur im Allgemeinen ausſpricht und die naͤhere Ermittelung dem Richter 
erſter Inſtanz uͤberlaͤßt. War der Gegenſtand des Rechtsſtreits eine Sache, 
fo kommen die Grundſaͤtze über eine res litigiosa zur Anwendung. Daher kann 
auch nach Vernichtung eines Adjudikations⸗Erkenntniſſes das ſubhaſtirte Grund⸗ 
ſtuͤck nicht nur von dem Adjudikatar, ſondern auch von jedem dritten Rechts⸗ 
nachfolger deſſelben, der es inzwiſchen von dem Adjudikatar erworben, und in 
Beſitz genommen hat, ohne vorgaͤngigen Prozeß zuruͤckgefordert werden. Denn 
die Nichtigkeitsbeſchwerde ſuspendirt die Rechtskraft des angefochtenen Erkennt⸗ 
niſſes und das inzwiſchen veraͤußerte Grundſtuͤck iſt als ein während der Rechts⸗ 
haͤngigkeit veraͤußertes anzusehen. f N 


Zum $. 18. | 
40. Die Sukkumbenzſtrafe von 5 bis 50 Rthle., welche neben den Ko⸗ 
ſten des Verfahrens als dann verhaͤngt wird, wenn die Nichligkeitsbeſchwerde 
ma⸗ 


— ME 


materiell unbegründet iſt, kann nur bei ſolchen Parteien außer Anſatz bleiben, 
denen die Sportelfreiheit oder das Armenrecht zuſteht. 


41. Zu den Koſten des Nichtigkeitsverfahrens, welche der Implorant 
nach $. 18 tragen muß, wenn feine Beſchwerde zuruͤckgewieſen wird, gehören 
auch die Gebuͤhren des von dem Gegentheil, bei der Beantwortung der Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde nach §. 14 zugezogenen Juſtiz⸗Kommiſſarius, nur mit der 
Beſchraͤnkung, die ſich aus der Beſtimmung Num. 33 dieſer Inſtruktion bei 
mehreren Litiskonſorten ergiebt. 


Z um $ 21 und 22. Pocher kun, Je auen, ABLE e e wre . ; 
42. Nach der Verordnung vom 5. Mai 1838. (Gef. Samml. S. 273. 22 4.>7° 
hängt der Lauf der Friſt zur Einlegung der Rechtsmittel in Civilſachen vonn 
der Inſinugtion der Erkenntniſſe ab, und die beſondere Belehrung über die ra, 
zuſtaͤndigen Rechtsmittel iſt aufgehoben. 


Es iſt daher mit Ausnahme 
a. derjenigen Falle, in welchen die Entſcheidung auf muͤndliche Ver⸗ 
handlung vos dem erkennenden Richter erfolgt. (Verordnung vom 2. 
1. Juni 1833.); 
b. der Adjudikations⸗Erkenntniſſe in Subhaſtations⸗Sachen ($ 61. 
Tit. 52 der Proz. Ord.); 
c. der Konkurs- und erbſchaftlichen Liquidations⸗Prozeſſe (I 166. ebene 
Tit. 50 der Proz. Ord.) 
die Anberaumung von Terminen zur Eröffnung der Entſcheidung uͤberfluͤſſig, 
en die ſofortige Inſinuagtion der Ausfertigungen und Abſchriften vor⸗ 
zuziehen. 


Die Zuordnung von Aſſiſtenten zum Zweck der Publikation findet nicht 
ferner Statt. s 


43. Die Frage über Berechnung der Appellations friſt in very. ee, 
Konkurs⸗ und erbſchaftlichen Liquidations-Prozeſſen und die Art ere A- ara , 
der Zuſtellung der darin ergehenden Erkenntniſſe erledigt ſich bei einer Ver⸗⸗ . r ae, 
gleichung der bisherigen geſetzlichen Vorſchriften $$. 166. 182. 183. Tit. 50. 


R ee An e, 
Thl. I. Allg. Ger. Ord. mit der ſpaͤteren Abänderung und aus den in dem . 3 5 
Reſkript vom 30. Juni 1834 (Jahrb. Bd. 43. Seite 542.) angefuͤhrten Gruͤn⸗ 7 e 75 
den dahin: 5 e, bee gg Han Samedi e , 


f Ae, D Ares“ 
1) die Anberaumung eines Publikations⸗ Termins nach $. 166. der eee I . 1 
Allg. Ger. Ord. Thl. I. Tit. 50 erfolgt wie bisher; 8 E 
2) für die einzelnen Glaͤubiger genügt die Einhaͤndigung eines E/ | 
trakts der, ihre Forderung betreffenden Stellen; 5 
3) die Appellationsfriſt beginnt fuͤr ſie mit dem Tage der, im Pu⸗ 
blikations⸗ Termine, oder beſonders erfolgten Einhaͤndigung des 
Extrakts an die Partei ſelbſt, oder an ihren dazu ſpeziell beauf⸗ 
tragten Mandatar; 5 
4) nach $. 182 und 183. g. a. O. muß jedoch gleich mit der Vorla⸗ 
dung zum Publikationstermine ein beſonderer Termin zur Regu⸗ 
(No, 1999.) Jahrgang 1839. Y : lirung 
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zen Ajamı Das De Lan a 

8 2200, dae h. — lirung der Appellationen anberaumt werden, ſo daß derſelbe mit 
„b oder bald nach dem Ablauf der gewohnlichen ſechswoͤchentlichen 
VV „Appellationsfriſt eintritt. In dieſem Termine ſpaͤteſtens find die 

ee, Gm lee lee e, Appellationsbeſchwerden der Liquidanten ſowohl in Betreff ihrer 

Pp Ffer From ÜHNEN Anſpruͤche, als in Beziehung auf die Forderungen der ans 
„„ „„ deren Gläubiger anzubringen. 

Rene Nur ſolche Liquidanten, denen eine Zmonatliche Appellationsfriſt zuſteht, 

eee. Zr foͤnnen noch nachtraͤglich bis zum Ablauf dieſer Friſt gehört werden. 


3 44. Wenn der F. 23. vorſchreibt: „daß in der Appellations⸗Inſtanz von 
Bauretar 2 Gifenter zwei Referenten ein ſchriftlicher Vortrag zu halten ſey,“ fo find darunter nur 
zwei ſtimmfaͤhige Referenten aus den Mitgliedern oder Huͤlfsarbeitern 
des Kollegiums zu verſtehen. Auskultatoren und Refendarien — wenn letztere 
Saß, k enen, m nicht bei Untergerichten als Huͤlfsarbeiter beſchaͤftigt find — dürfen nur in ſo⸗ 
Ae ge Lee,. fern zu Referenten beſtellt werden, als ihnen aus den Mitgliedern des Kolle⸗ 
E77 giums ein Referent zugeordnet wird. 


Fer Ars je Base > 


ern K. 14 und. § 24. Tit. 4. Thl. III. der Allg. Ger. Ord. 
A Es iſt daher jederzeit nothwendig, daß, wenn ein Auskultator oder Re⸗ 


See, e ferendarius zum Referenten beftellt worden iſt, demſelben ein Korreferent zuge⸗ 

e lebe, aue, e ordnet, und 1 ein 92 80 a d 110 den 9 des . 
SR ic, ernannt werden muß; wobei es keinen Unterſchied macht, ob in der Sache die 

* e Reviſion ſtattfindet oder nicht. 5 

T2 Es erhaͤlt dann der Korreferent die Relation des Auskultators oder Re⸗ 

plans ci, 77 ferendarius zur Einſicht und Prüfung; der andere Referent aber hat ſelbſtſtaͤndig 
ene. Ca zu referiren. (J. 57. Tit. 3. Thl. III. Allg. Ger. Ord.) 

u. Nur die Folgeordnung des Vortrags in feiner Relation bei weitläuftigen 
= „Sachen, oder die Bemerkung, daß — in den zuläffigen Fällen — nur quo ad 
| Fern Fe € formalia oder über einen Praͤjudizialpunkt referirt ſey, darf der erſte Referent 
See, dem zweiten zur Beachtung offen mittheilen. 

Ya Bartels Jim eue Dei Zum $. 24. 
Arne e, ren 05. Bei der Abfaſſung des Erkenntniſſes von einem Gericht, welches 
en, Hehe, chice. Se. ein Kollegium bildet, iſt mit Ruͤckſicht auf die Vorſchriften des F. 5. Num. 4 
ya: Siege bis 7. und der $$. 23 und 24. der Verordnung folgende Faſſung zu waͤhlen: 


te, e wie, ue ge, e ci. aaf. In Sachen ıc. 

5 2 24 hat das ꝛc. (Bezeichnung des Gerichts oder der betreffenden Abtheilung) 
ae Se in ſeiner Sitzung vom ten und an welcher Theil 
e ad ae, hr Ke, genommen haben 
FFP N. N. Praͤſident, Dirigent 
FP 5 N. N. Räthe und Aſſeſſoren und (in Faͤllen des $. 23 der Ver⸗ 
28 . 7 ordnung vom 14. Dezember 1833.) auf den Vortrag 
me 7277 zweier Referenten, > 
den Akten gemäß erkannt. 


Die Ausfertigung in dieſer Form erfolgt bei muͤndlichen Verhandlungen 
nach der Verordnung vom 1, Juni 1833 auf Grund der darüber zufolge “ 36 
er⸗ 


A, , . eee r 
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derſelben und $. 41 der Inſtruktion vom 24. Juni 1833. aufgenommenen Siz⸗ 
zungs⸗ Protokolle. i 


46. Damit aber auch die auf ſchriftlichen Vortrag ergehenden Erke nt⸗ 
niſſe ſo abgefaßt werden koͤnnen, daß die Parteien Gelegenheit erhalten, zu er⸗ 
fahren, ob die gehoͤrige Anzahl Richter erkannt hat und die Uebereinſtimmung 
der Erkenntniſſe mit dem Konkluſum geſichert iſt, erhalten alle kollegialiſch ein⸗ 
gerichteten Ober⸗ und Untergerichte hierdurch die Anweiſung, fortan: 

über die Spruchſitzungen ein fortlaufendes Protokoll zu 


führen. 

| Dieſes Protokoll hat ein Mitglied, ein Neferendarius oder Sekretair 
aufzunehmen, der Vorſitzende aber am Schluſſe jeder Sitzung zu vollziehen. 
Es muß daſſelbe bei jeder Sache die Namen der Richter, welche an der Ent⸗ 
ſcheidung Theil genommen haben, ſo wie das Konkluſum uͤber die zur Ent⸗ 
ſcheidung vorliegenden Punkte angeben. Es kann im Geſchaͤftsgange zugleich 
die Stelle einer Urtels⸗Kontrolle vertreten und, mit einem Sachregiſter verſehen, 
als Nachweis über Praͤjudizien benutzt werden. In Faͤllen, wo es darauf an⸗ 
kommt, find beglaubigte Extrakte daraus zu ertheilen. 

Das Geheime Ober + Tribunal führt ein ſolches Protokoll bereits auf 
Grund der Allerhoͤchſten Order vom 1. Auguft 1836. (Gef. Samml. ©. 218.) 


Zum L. 25. 

47. Sendet ein Gericht ein abgefaßtes Erkenntniß an eine andere Ge⸗ 
richtsbehoͤrde zur Publikation, ſo ſind außer dem zu den Akten dieſer Gerichts⸗ 
behoͤrde etwa beſtimmten Exemplare die erforderlichen Ausfertigungen und 
Abſchriften des Erkenntniſſes fuͤr die Parteien und deren Manda⸗ 
tarien faͤmmtlich verſiegelt dem Ueberſendungsſchreiben beizufuͤgen, 
damit der mit nachtraͤglichen Ausfertigungen verbundene Zeitaufwand vermieden 
wird und die Inſinuation ſofort bei der Praͤſentation verfuͤgt werden kann. 


48. Wird das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde gegen ein Ap⸗ 
1 „Erkenntniß bei dem Richter erſter Inſtanz angebracht, ſo hat der⸗ 
elbe: 
| 1) die bei dem Appellationsrichter verhandelten Akten zu erbitten und 

dem Geheimen Ober-⸗Tribunale mit einzureichen; und 

2) von dem hierauf ergangenen, ihm unmittelbar zugeſandten Erkennt⸗ 

niſſe nach erfolgter Verfuͤgung wegen der Inſinuation an die 
Parteien, eine einfache Abſchrift dem Gerichte zweiter Inſtanz, 
bei Ruͤckſendung der Akten deſſelben, mitzutheilen. 

Daſſelbe muß bei Reviſions⸗Erkenntniſſen geſchehen. 


49. Wenn in fiskaliſchen Unterſuchungen, welche wegen 
Dienſtvergehen gegen Rheiniſche Beamte, oder wegen Steuer: 
Vergehen im Bezirk des Juſtiz⸗Senats zu Coblenz geführt wer— 
den, gegen ein Erkenntniß die Nichtigkeitsbeſchwer de erhoben wird, 
ſo hat ſich das Geheime Ober-Tribunal der Entſcheidung uͤber 
dieſes Rechtsmittel zu unterziehen. 


Vergl. Jahrbuͤcher Bd. 45. Seite 307 und 308. 
(No. 1999.) 50. 
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IR 50. Ein Kompromiß auf die Entfheidung des Geheimen 
, „„ Dber- Tribunals mit Uebergehung des Richters erſter Inſtanz und 
„ache des Appellationsrichters, oder des letzteren allein, findet nur in 
ſolchen Fallen Statt, welche der 9. 1 der Verordnung als unbedingt 
reviſionsfaͤhig bezeichnet. 
Jahrbuͤcher Band 44. Seite 83. 
Berlin, den 7. April 1839. 


Der Juſtizminiſter 
Muͤhler. 


Berichtigung eines Druckfehlers. 


In der diesjährigen Geſetzzammlung, Seite 73. Ste Zeile des Textes von 
Nr. 1975. iſt, hinter dem Zwiſchenſatze, „als Bedingung des Erwerbes 
bäuerlicher Grundſtuͤcke“ ein Komma weggelaſſen, das zum richtigen Ver⸗ 
ſtaͤndniß des ganzen Satzes nachgetragen werden muß. 


